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Eehaltsstage uud Frauenarbeit.
In den Reihen unserer Berufsgenossen befürchtet

man, daß der Krieg die Gchaltsverhältnisse bis weit

in die Friedenszeit hinein ungünstig beeinflussen

wird. Diese Besorgnisse haben ihren Grund darin,

daß nicht nur bei Kriegsausbruch vielfach die Gehälter

für männliche, Angestellte herabgesetzt, sondern auch

viel weibliche Arbeitskräfte eingestellt worden sind,
die geringer als männliche bezahlt werden.

Es ist unserem Zentralverband dcr Handlnngs¬

gehilsen in zahlreichen Fällen möglich gewesen, die

Wiedererhöhung der von den Geschäftsinhabern er¬

mäßigten Gehaltssätze durchzusetzen. Leider aber ge¬

hören noch weite Kreise der Handlungsgehilfen

unserem Verband nicht an: sie haben uns nicht zur

rechten Zeit zn Hilfe gerufen, und so erklärt es fich,

daß noch vor kurzem die „Privatbeamten-Zeitung"

schreiben konnte: „Leider-gibt es heute noch einzelne

Unternehmungen, die die zu Beginn des Krieges ein¬

geführten »Gehaltskürzungen immer noch nicht rück¬

gängig gemacht haben. Ihr Verhalten hat in den

Kreisen der davon betroffenen Angestellten berechtigte

Unzufriedenheit hervorgerufen, zumal diese Gehalts¬

kürzungen sich in Zeiten einer so großen Teuerung

wie der gegenwärtigen besonders stark sichtbar machen.

Diesen UnteruehMern möchten wir doch zu bedenken

geben, daß fie durch ihre Maßnahme grosze Miß¬

stimmung hervorrufen nnd ihr Verhalten ihnen, gar

leicht den Vorwurf einer unpatriotischen Handlungs¬

weise eintragen kann."

Die Teuerung der Lebensmittel trifft die An¬

gestellten schwer, aber an den Kriegsgewinnen, die

nicht wenige Firmen einheimsen, läßt man sie nicht

teilnehmen. Nur die wenigsten Geschäftsinhaber

hnben ihren Angestellten eine Teuerungszulage ge¬

währt. Das muß ausgesprochen werden, wie wir

auch andererseits die Tatsache, daß ein Teil der Ge¬

schäftsinhaber ihren im Felde befindlichen Angestellten
cine Unterstützung zahlt, nicht unterdrücken wollcn.

Nun die weiblichen Angestellten, die jetzt die

Posten solcher Kollegen einnehmen, die zum Heeres¬

dienst einberufen sind! Ein Teil von ihnen, soweit

es fich um verheiratete Kolleginnen handelt, wird

nach Kriegsende ihren jetzigen Erwerb wieder auf¬

geben. Aber viele werden im Beruf bleiben. Setzt

nach dem Kriege ein sehr lebhafter Geschäftsgang ein,

so wird das nicht allzuviel bedeuten, denn viele Hand¬

lungsgehilfen werden, leider nicht, aus dem Kriege

zurückkehren nnd daher auf dem Arbeitsmarkte fehlen.

Schlimmer wird es natürlich bei einer Geschäftssinne

scin, weitn dann neben den zurückkehrenden Kriegs¬

teilnehmern auch die gegen früher größere Schar der

weiblichen Arbeitskräfte vorhanden ist. Auf alle Fälle

ist anzunehmen, daß die stärker eindringende Frauen¬
arbeit ihre lohndrückende Neigung geltend machen
wird.

Was ist da zu tun? Schon sehen wir, wie manche

guten Leute ihre teils verrosteten, teils zweischneidigen
Waffen wieder hervorsuchen: Kampf gegen die Frauen¬
arbeit!— die alte Parole, die schon Jahrzehnte alt

ist, mit der aber nichts ausgerichtet werden konnte,

und mit der auch in Zukunft nichts ausgerichtet
werden kann. Nicht mit Unrecht spottet die „Zeit¬

schrift für wcibliche Handlungsgehilfen" übcr die Vor¬

schläge, die Anstellung von Gehilfinnen zu verhindern:
Soweit diese Gehilfen „überhaupt dazu imstande

waren, haben sie es schon bisher reichlich getan, oder

wo sie die Einstellnng nicht verhindern konnten, durch

Schikanen aller Art der Frau das Lcbcn recht schwer

gemacht.. Aber eine Tatsache crschcint uns immer

merkwürdig: dicselbcn Leute, die als Angcstcllte so

francnarbeitsfcindlich waren, haben in der Regel, so¬

bald ste, selbständig wnrdcn, wcibliche Gehilfen iil ihr
Kontor genommen".

Das einzig Mögliche ist für die Zukunft, daß alle

in den einzelnen Betrieben beschäf¬

tigten Ange st eilten beider Geschlechter

zusammenstehen und für Gehalts¬
erhöhungen kämpfen. Dafür sind auch die

Gehilfinnen zn haben; alle donnernden Proteste

gegen die Fraueilarbeit aber haben diese bishcr nicht

zn beseitigen vermocht und werden cs anch künftig

nicht können.

Selbstverständlich aber muß als Regel

von jedem Geschäftsinhaber verlangt werden, daß

er seinen Angestellten, der wegen dcs

Kriegsdienstes seine Stellung auf¬

geben mußte, nach der Entlassung vom

Heeresdienst wieder aufnimmt.

Alter nnd Leistungsfähigkeit.
Iir den kapitalistischen Betrieben gilt es als eine

unumstößliche Regel, daß nur der Mann in der „Voll¬

kraft dcr Jahre" leistungsfähig ist und die Alters¬

grenze, bei der die Abnahme der Leistungsfähigkeit

beginnt, wird zumeist sehr niedrig angesetzt. Ein

Industriearbeiter von 35, ja schon von 30 Jahren, der

auf der Suche nach Arbeit ist, muß ost genug dic Er¬

fahrung machen, daß ihm jüngere Leute einfach nur

aus dem Grnnöe, weil sie eben jünger find, vor¬

gezogen werden. Hat cin solcher Arbeiter das Unglück,

daß er feine bisherige Spczialarbe.it aufgeben muß,

sei es, weil die Technik sich geändert hat, die Maschine,

die er bisher bediente, nicht mehr verwendet wird, die

Fabrikationsweise sich geändert hat, so wird er nur

zu oft die Erfahrung machen, daß es ihm schier un¬

möglich ist, in einem anderen Berufe anzukommen.

Er ist dann mit seinen dreißig Jahren bereits „zu alt".

Ein Arbeiter, der das vierzigste Jahr überschritten

hat, wird sast immer, auch iil seinem erlernten Berufe,

für „zu alt" angeschen.

Auf der anderen Scite sehen wir, daß während

des Krieges die Leistungsfähigkeit der älteren Männer

keineswegs geringer ist als dcr jungen, ja, daß sie

körperlich den Strapazen vielfach besser gewachsen sind.

Auch wird bestätigt, daß gerade die erfahrenen älteren

Leute Hervorragendes leisten, wo es gilt, stch den Be¬

dingungen des Krieges anzupassen, in Situationen,

wo es gilt, mit unzulänglichen, primitiven Hilfs¬
mitteln, wie sie stch gerade bieten, etwas zu schaffen
— etwa beim Ausbau dcr Stellungen, beim Transport

von Lasten, beim Bau von Brücken und Wegen, sich
als dic sindigcren erweisen. Das Vorurteil gegen dic

„Alten" wird also gründlich widerlegt.

Das ist ein sehr erklärlicher Vorgang. Dieses

Vorurteil in bezng auf die geringe Leistungsfähigkeit
der älteren Menschen ist ein Produkt dcr kapitalisti¬

schen Verhältnisse. Jn nichtkapitalistischeil Verhält¬

nissen hat noch immer der gereifte Mann mit seinem

gefestigten Charakter, seiner Lcbcnscrfahrnng, seiner

Willcnsencrgie mehr gegolten als der junge. Was

ihm vielleicht an körperlicher Behendigkeit abgeht, er¬

setzt er dadnrch, daß er gelernt hat, mit seinen Kräften

besser hansznhaltcn, sich sicherer iiber dos angestrebte

Ziel orientiert, dcn sich durch die „Tücke dcs Objektes"
bei dcr Arbeit fortwährend einstellenden kleinen nnd

großen Hindernissen ruhiger zil begegnen weiß. Jn

früheren Zeiten war diese Wertschätzung des erfahrenen

Alters sogar übertrieben, nnd die Jungen kameil dabei

zu kurz, wurden gar zu sehr übcr dic Achsel angesehen,
wie man cs hcnte noch bci der Bauernschaft nnd in

nichtkapitalistisch entwickelten Ländern bei allen

Schichten der Bevölkerung beobachten kann. Dcr Krieg
aber schasst, obwohl ihm alle Wunder dcr Technik, die

der Kapitalismus gczcitigt bat, doch in dcr Hnnptsnche

Verhältnisse, bei dcncn die Eigenschaften des einzelnen

sich in wcitcstcm Spielraum beteiligen iniisscn. Es

tritt „der ganze Mann" in seine Rechte, das kapita¬
listische Urtcil über die Leistungsfähigkeit gilt nicht
mchr, erweist sich als Vorurteil.

Woher stammt nun dieses Vorurteil, die über¬

triebene Vorstellung von der Abnahme dcr Leistungs¬
fähigkeit mit steigendem Alter ini kapitalistischen Bc¬

tricbe? Es wirkcn da verschiedene Umstände init.

Vor allem verbraucht in der Tat dieser Betrieb die

Kräfte vorzeitig. Die Arbcit in der Fabrik vollzieht
fich unter Bedingnngen, die nntnrnotwcndig die

Kräfte borzeitig crschöpfen, die. ^inne abstumpfen,
die rcin physische Leistungsfähigkeit schnell Herab¬
drücken. Ferner brancht dcr kapitalistische Bctricb

vielfach Teilarbeit« und nnr Tcilnrbcitcr. Tie bis

aufs äußerste gesteigerte Arbeitsteilung, bei der der

Mensch zum Anhängsel der Maschine wird, bedingt,

daß bei der Auswahl der Arbcitcr fiir cinc bcsiinunie
Arbcit nicht dic Leistungsfähigkeit dcs Mcnschcn über¬

haupt gewertet wird, sondern sein Geeignctscin siir

diese Teilarbeit und nnr für dicse. Dazn kommt, daß
der Kapitalist selbstverständlich bci dcr Auswahl von

Menschen, deren Arbeitskraft cr tniisen will, dicse

Arbeitskraft voni Standpunkt seiner Profitintcressen
betrachtet. Der Arbeiter soll, einmal an einc Teil¬

arbeit gestellt, diese gleichsam in alle Ewigkeit fort¬

setzen; je jünger cr ist, desto größer die Chance, daß
er viele Jahre die einmal erlernte Arbcit genau so,
wie sie ihm beigebracht wurde, auch sortscizen wird.

Sobald aber diesc spezielle Befähigung nicht mehr
von Nutzen ist, dann ist der Mann wertlos, genau wie

eine veraltete Maschine. Eincn älteren Mann an¬

lernen ist deshalb cinfach iiiircntnbcl. Schließlich

spielt die viel berufene „Disziplin" cine Rolle: ältere

Leute lassen sich nicht so leicht von jeden: beliebigen

Vorgesetzten nach seiner Laune behandeln, sie sind

„unbequemer" als die Jungen. Das nllcs bewirkt,

daß bei dcr kapitalistischen Wirtschaft nicht nur die

Kräfte der Menschen tntsächlich früher nnfgerieben
werden als bci jcdcr anderen, sondcrn daß bci der

Eigenart dcs kapitalistischen Betriebes obendrein die

in den älteren Lenten vorhandenen Produktivkräfte

nicht verwertet werden, wie mnn fie verwerten könntc.

Anch in dicscr Hinsicht ist cinc Vcrgcndnng von Volts¬

kraft von dem knpitnlistischen Gctricbe unzertrennlich.

Der Krieg zwingt nun dazu, vielfnch die ans dein

Produktionsprozeß hinnnsgeschlcndcrten ältcrcn Lcntc

wieder aufzunehmen, einfach weil cs nn jüngcrcn

fehlt, weil diese im Felde stehen. Es geht, weil cs

gehen muß. Wenn mnn nbcr hofft, dnß die Er¬

fahrungen iin Fcldc dns Vorurteil nmstoßcn nnd in

Zukunft die Betriebsleiter wcnigcr gcncigt scin werden,

rüstige Männer als unbrauchbare „zn nltc" Arbeiter

zu behandeln, fo fürchten wir, daß diese Hoffnnng

trügen wird. Ter Krieg wird fiir dic Tnncr ciiicr

Generation cinen Mnngcl an glinlifiziertcn Arbeitern

hervorrufen. Das wird nbcr vor nllcm dnzn führcn,

die nrbeitspnrendc Mnschine in iioch größcrcm Um¬

fange anzuwenden als bisher. Tie lctztc» Jnlirzchntc

haben bewiesen, daß auf dicscm Gcbictc scbicr Grenzen¬

loses von der Technik crwnrtct wcrdcn tnnn, Tic

nrbeitspnrcndc Mnschinc nbcr crfordcrt gcrndc dcn

Teilarbeiter, dessen Leistungssähigtcit durch die un¬

bedingte Anpassung nii sie bedingt in und dcr zum

alten Eisen geworfen wird, wenn dic von ilnn cr-

worbcnc Befähigung überflüssig wird, Tic Kricgs-

crfnhrnng, daß dic nllgeineinc Lcistnngsfäbigtcit der

Menschen mit zunehmendem Alter keineswegs so stark

sinkt, wie mnn cs sich iit dcr tnpitnlistischcn Wclt ein¬

bildet, wird, so fürchten wir, nn dieser Tntsnchc wcnig
ändern.

Dicsc Abneigung der NntcrncKincr gcgcn „zil

nltc" Lcntc bcstcht indcsscn ni,ch iii Bcrnfcn, wo die

Gründe scheinbnr noch wcnigcr tlnr sind, ^o bci dcn

Handlungsgchilfcn. Bcsondcrc törpcrlichc Leistimgs-
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fnhigtcit ist hier in den ineisten Fällen nicht erforder¬

lich nnd man solltc meinen, daß bei einem Buchhalter,

Kassierer, Korrespondenten nslv, das gereistc Alter

eher ein Vorzug als cin Nachteil sei. Trotzdem wird

cin stellungslos gewordener Handlungsgehilfe, sobald

er iiber die Mitte der dreißiger Jähre hinaus ist, «ft

genug die Erfahrung machen, daß ihm jnnge Kräfte

vorgezogen wcrdcn, daß das verhängnisvolle „zu alt"

ihm die Türen sperrt. Ein Grund dieser Tatsache

liegt ja anf dcr Hand, .nämlich der, daß der Geschäfts¬

inhaber sich schämt, einen älteren Angestellten zu

niedrigem Lohne zn beschäftigen. Um das zil ver¬

meiden, vcrsncht er, eine jüngere, billige Arbeitskraft

zn bctoinincii.

Ohkdrnckende Frauenarbeit.
Wo Francn ncn in die Berufe hineinkommen,

wcrdcn sic von den Männcrn mit Mißkauen betrachtet,
iveil diese glauben, dadurch aus den Arbeitsplätzen

verdrängt zn werden und für die Folge, weniger Ge¬

legenheit zur Erwerbsarbeit zu haben.

Ter Anreiz znr Verdrängung der männlichen

Arbeitskräfte ist der Umstand, daß die Unternehmer
in den Frauen billigere Arbeitskräfte haben. Mit

ganz wenigen Ausnahmen werden Frauen selbst sür
die gleiche Arbeit niedriger cntlobut als Männer.

Dadurch abcr entsteht fiir diese die Gefahr, sich eben¬

falls mit niedrigeren Löhne,i begnügen zu müssen.

Diese Wirkungen dcr Frauenerwerbsarbeit, die

mit dcni Ztcigcn der Ziffern crwerbstätiger Franen
und Mädchcn von größerem Einfluß auf die Gesaint-

verhältuisse der Arbeiterschaft wurden, haben dazu ge¬

führt, daß die gewerkschaftlichen Organisationen in

der Regel glich die weiblichen Arbeitskräfte aufnehmen
nnd gemeinsam mit ihnen den Kampf um bessere
Lohn- und Arbeitsbedingungen nach dein Grundsatz

fiihrcn: glcichcr Lohn für gleiche Leistungen.

Von dcr Erfüllung dieser Fordcrnng sind wir

aber noch weit entfernt. Nicht zuletzt liegt dies an

den crlvcrbstätigen weiblichen Personen, die von dem

Wert der gewerkschaftlichen Organisation nicht leicht zu

iiberzcugcn sind nnd so schnell nicht glauben wollen,

daß jeder einzelne dazn beitragen kann, ihn zu er¬

höhen, Die Ansicht, nur vorübergehend erwerbstätig

zu scin, ist ciic weiterer-Grund,-sich den Orgcmi-
sationcn nicht anznschließen.

Diese Gründe sind aber nicht allein die Ursachen,
die die Frauen noch immer die Rolle dcr Lohndrücker
spiclcn lajscn. Jn der Hauptsache ist cs die weitver¬

breitete Ansicht, den Frauen kommen gleiche Löhne

auch gar nicht zn, wcil sie weniger zum Leben brauchen
als die Männer. Tiese Ansicht wurzelt so ties in

weiten Kreisen dcr Bevölkernng, selbst bei dem weib¬

licheil Teil, daß die Arbeiterorganisationen erhebliche
Anstrengungen machen müssen, sie in ihren .Kreisen
auszurotten. Vorher ist aber an praktische Durch¬
führung der Organisationsfordernng gar nicht zu

Adolf Deppe
geboren am 11. Dezember 1885, Verbandsmitglied seit
Oktober 1912 iir Brannschweig, am 26. August 1915

durch Kopfschuß vor Brcst-Litowsk gefallen.

Paul Ebeling
geboren am 29. Mai 1885, Verbandsmitglied seit Mai

1911, am 18. Angnst 1915 infolge Granntschnsscs ge-

fallen.

Josef Färber
geboren am 28. März 1887, Verbandsmitglied seit
Angnst 1913 in Miinchen, gcfallcn.

Paul Hart««
geboren am 19 .Juni 1886, zu unserem Verband im

Bezirk Sonneberg im Juli 1913 übergetreten, am

2. Angnst 1915 im Osten gefallen.

Jakob Held
geboren am 24. April 1895, Verbandsiiiitglied seit
Fcbrnar 1914 in Altlnßheim, erlng am 19. Angnst
seinen zivci Tngc vorher ans dem östlichen Kriegs¬
schauplatze erhaltenen Wunden.

Fritz Krohm
geboren mn 16. Anglist 1886, Verbandsinitglicd seit
Jannar 1911 in Wolfenbüttcl, im Wcstcn gefallen.

Ernst Müller

geboren nm 12. Iannnr 1882, Verbnndsmitglied scit
Mni 1911 in Ricsa n. E., in der Nacht vom 17. zum

18. Angnst 1915 vor Sonain gefallen.

Karl Pallas
geboren nin 13. Jnli 1881, zn unserem Verband über¬

getreten im April 1914 in Eisenach, infolge eines

Kopfschusses am 6. August 1915 im Osten gefallen.

Kurt Prügel
geboren am 23. Febrnar 1891, Verbnndsmiglied fcit
Januar 1912 in Berlin, am 26. Juli gefallen.

°^^nn,:^
—

Carl Athäf« ,. .-s!..-..:

geboren am 3. Juli 1896, Verbandsmitglied seit
Oktober 1911 in Bielefeld, am 29. Jnli 1915 im Osten
gefallen.

Otto Tenmer

.geboren am 11. Febrnar 1892, Verbandsmitglied seit
Äuglist 1913 in Brnmbach i. Vogtl., gefallen am

14.'Juni 1915 bei La Bassöe.

Ferdinand Westermann

geboren am 26. Oktober 1892, Verbandsmitglied seit
Jnnnnr 1912, gefallen.

Ehre ihrem Andenken!

denken. Glücklicherweise ist auch diese gewerkschaftliche
Tätigkeit nicht erfolglos.

' '
' '

Wie man es als ganz selbstverständlich ansieht,
für Frauenarbeit nicht die gleichen Entschädigungen
zu.gewähren wie den Männern, zeigen uns auch die

Verfügnngen der badischen nnd' preußisch-hessischen
Eisenbahnverwaltnngen. Dcr Krieg hat auch für Lie

Eifenbahnen Personalschwierigkeiten. geschaffen und

zur Einstellung weiblicher Arbeiter geführt. Die ge¬

nannten Behörden zahlen als Entschädigungen aber

nur bis zu drei Vierteln der Beträge, die früher
männlichen Arbeitern gewährt wurden. Nur wenn

ganz außergewöhnliche Verhältnisse vorliegen, soll
von dieser grundsätzlichen Regelung der Löhne ab¬

gegangen werden.

Daß Frauen im Eisenbahndienst nur,mit leichte¬
ren Arbeiten beschäftigt werden sollen, rechtfertigt
nicht die niedrigere Bezahlung. Allerdings ist es be¬

rechtigt, schwerere Arbeit anders zu entlohnen als

leichte, und wenn Frauen im Eisenbahndienst die

leichte Arbeit zugewiesen erhalten und den Männern

die.schwere Arbeit bliebe, würde niemand gegen einen

entsprechenden Unterschied in der Entlohnung sein.

Allerdings dürfte dieser nicht dazu führen, den Frauen
für ihre Arbeit weniger zu zahlen als den Männcrn

früher dafür gegeben wurde. Das ist aber nach den

Erlassen der beiden genannten Eisenbahnverwaltnngen
der Fnll, die übereinstimmend in allen Fällen nur bis

znr Höhe des dreiviertelfachen Betrages der früheren
Entschädigungen bei dcr Entlohnung der Frauen
gehen wollen.

Wenn selbst Behörden in dicser Art Frauenarbeit
bewerten und entlohnen und fich darunter sogar die

Eisenbahuverwaltung des Mustcrlciiidlcs Baden be¬

findet, darf man sich freilich nicht Wundern, daß in

Privatbetrieben die geringere Entlohnung der weib¬

lichen Arbeitskraft immer wieder eintritt.

Jn der jetzigen Zeit ist dies von ganz besonderem
Einfluß. Bei der herrschenden Teuerung dcr Lebens-

mittcl sind Familien, in denen die Fr^u Hauvt-
ernährer ist, geradezu zur Unterernährung verdammt.

Auch alleinstehende Frauen und Mädchen, die von

ihrem Verdienst leben müssen, könncn sich nicht ge¬

nügend ernähren. Wo Kriegerfainilien nur die

Reichsunterstlltzung erhalten, sind sie ebenfalls ge-

ztmingM.sich,MrI, einznschOnlZcq^.weni;. W, Srnfi.; als
ErNierbsarbeiteritt-nur geoing entlohnt,wird. ? Es stft

ferner, zu bedenken, daß ein Teil .der Betriebe, ein¬

schließlich die behördlichen, die billige Frnnennrbrit
nach dem Kriege beibehalten wcrden und dicse weiterer

Anlaß zu Lohnkürzungen für die Männer seiu wird.

Diese Aussicht wird sicher imstande sein, be-

nnruhigend auf unsere Krieger draußen in den

Schützengräben zu wirken, die für ihre und die Zu¬
kunft ihrer Familien besorgt sind..

Diese Wirkungen der Fraucnerwerbsarbeit sind
deshalb recht bedauer-lich. Freilich schafft man sie da¬

durch nicht aus der Welt. Sie ist nur zu beseitigen
durch gewerkschaftliche Organisation auch der Fraucn.

Kroße Zeit!
Wir lcben .iir ciuer großcn Zeit! Nicht selten ivird

dicscs vou ivcltcntriicktcn Träumern lind profitcinheimseu-
dcu Spekulanten jetzt häufig mißbrauchte Schlagwort oft
auch bou schwer um ihre Eristeiiz tämpfenden Aiigestellteu
und Arbcitcrn nachgesprochen.

Großc Zeit! Tas soll doch wohl bedeuten: Erhebende
Zeit! Eine Zcit. die den Menschen scine Alltagssorgen
vergessen läßt, ihn heraus- und cinporhcbt aus seinen
kümmerlichen Verhältnissen. Eine Zeit, die die Fesseln
sprengt, dic dcö Volkcs Aufstieg hinderten. Eine Zeit,
die die Tore eindrückt zu dcm Tempel dcr Schönhcit, Kunst
nnd Wissenschaft, dcr Tore, hinter dcncn all das verborgen
liegt, ivas das Leben dcs Menschen erst lebcnsivert macht,
dcu Mcnschcn erst zum Äillturmeiischcir emporhebt.

Lcbcu ivir in ciiicr solchcn großen, «hebenden Zcit?
Tränmcr odcr Knpitnlisten, dic jeder mcuschiichen Regung
abhold sind und dic Größe der Zeit nnch dcm Anschwellen
ihres Geldsncks beurteilen, können dieses behaupte». Die

rnuhc Wirklichkeit zeigt, daß die Volksmassc eine grausame,
niederdrückende Zcit durchlebt.

Grausam! 5?rlnderttanscndc zcrstampfter, vou Schrap-
Uellkugcln uud Grauatsplittcrn zcrrissener Menscheuleiber
ivurdcn uud lverden noch iu den Schuß der Erde gebettet,
'Armeen blühender Meuschculcbeu wurden und werden

vernichtet, um die Eltern, Witwen uud Waisen weiueu.

Ilucrsctzlichc, in Jahrhunderte umfassender Kulturarbeit

ocfchaffeue und gesammelte Kunst schätze iverdcu iu Schutt
nud Asche verwandelt.

Niederdrückend wirkt dieser Verlust, niederdrückend
wirkt die zehnfach vermehrte Sorge dcr Hinterbliebenen
nm das tägliche Brot, Niederdrückender aber wirkt das

Bewußtsein, daß all die ungeheueren Opfer an Gut und

Blut cs uoch nicht vermocht haben, alle Menschen von dcr

lliiscligkeit nnd Knlturwidrigkcit des alle Wertc vernichten¬
den Kricgcs zu überzcugcu uud ihncn das Gclöbuis ab¬

zuringen: dicscr Krieg muß der letztc Krieg sein, den

Voller miteiirnudcr führen, die Airspruch daraus erheben,
c>n Kulturvoll zu sein. — I» einer Fachzcituug lcscu wir:

„. . . Denn auch das wisscu ivir, daß dic Entwickelung

der Menschheit in verschiedeueu Zcitabständcn immer wie¬

der zu kriegerischen Auseinandersetzungen sichren muß
und daß dic Völker zugrunde gehen, die vergessen, die

kriegerischen Eigenschaften als höchste dcr Tugenden des

Volkes, zii schätzen."
Krieg! Das heißt gewaltsame Zerstörung, Vernich¬

tung, Wer heute uoch an die schöpferische Gewalt des

Krieges glaubt, und dic Pflege kriegerischer Eigenschaften
als höchste Tugend preist, der gehe dort hin, wo die Kriegs¬
furie wütet, Nuf die blutgetränkten Felder Polens oder

nuch der von, Ruinen und Massengräbern bedeckten Wähl¬
statt Flanderns und Nordfrankreichs. Wer noch an die

schöpferische Gewalt dcs Krieges glaubt und die Pflege
kriegerischer Eigeuschnftcn nls höchste Tugend preist, der

suche dic Hunderttausende von Familie» auf, deren Lebcus-

glück durch den Krieg zerstört wurde.

Wer all dieses ungeheure Elend sich vergegenwärtigt,
der kaun unmöglich die' Pflege kriegerischer Eigenschaften,
die zur kriegerische» Betätiguug, zu neue» Kriegen drän¬

gen, als die höchste Tugend der Völker preisen. Er müßte
denn in dem Wahne leben, der in den oben zitierten Zeilen
zum Ausdruck kommt, daß dcr Kricg ein unabwendbares

Naturgesetz ist.
Nicht ein unabwendbares Naturgesetz ist dcr Krieg. Er

ist Menscheuwerk, er hat seine Quelle in den Interessen¬
gegensätzen der herrschenden Oberschicht der Völker. Diese
Juteressengcgensätze werden so lange bestehen bleiben, so
lange die heutigen Staatsformen, bestehen. Aber was selbst
nicht in dein Nebeneinanderbestehen der heute kapitalistisch
geleiteten Staatswesen aufrechterhalten zu bleiben braucht,
das ist, daß diese Interessengegensätze mit roher Gemalt

ausgeglichen werden. An deren Stelle setzen wir die Ver¬

nunft, die den Menschen voin Tiere unterscheidende höhere
geistige Kraft entgegen. Sie gilt es im Dolke zu förder».
Dahin zu wirken, daß durch verrmnftige Maßnahmen die

Interessengegensätze der Völker ausgeglichen werden, haben
gcrade ivir als .Handlungsgehilfen alle Veranlassung. Der

Krieg, dcr Versuch, auf gewaltsame Weise die Interessen¬
gegensätze auszugleichen, hat auch den Handel, die Grund¬

lage unserer Existenz, schwcr erschüttert, zum Tcil voll¬

ständig vernichtet. Wer das Wohl der Handclsaiigestcllteu
Will, der muß darauf hinarbeiten, daß derartige Er¬

schütterungen vom Handcl ferngehalten wcrden, daß die

Fäden, "die der Handel von Volk zu Volk gezogen, nicht
wieder zerrissen wcrdcn. Nicht Zerreißen, Venrichten,
Zerstöre» ist dic Aufgabe der Kulturvölker, sondcrn Auf-
und Welterbauen.

Wohl muß fallen, was alt und morsch, ist, auch dann,
ivenn dem einzelnen das Alte durch Jahrhunderte um¬

fassende Ueberlieferungen lieb und teuer gcwordcn ist, dem
Volke aber bei seinem Aufstieg im Wege stcht. Auch die

alle Ueberlieferung, die in deu oben zitierten Sätzen zum
Ausdruck kommt, muß aus deu Köpfen der Menschen ent-

serut werden, der Glaube, weil es bishcr Kriege gegeben
hat, deshalb ivird cS auch Kricge in alle Ewigkeit gcbcn.
Würdc dcr übergroße Teil der Menschheit immer solchen
konservativen, Anschauungen gehuldigt habe«, die Mensch¬
heit befände fich heute noch im Urzustand, im Zustand der

Barbarei, in die uns jeder Krieg zurückversetzt.

Gcrade die Haudelsauaestelltcu haben, ivic wir zeig¬
ten, ciu besonderes Interesse daran, daß solche Nückfälle
numöglich ivcrdcn. Sic, vuu dcuen cin großcr Tcil infolge
ihres Berufes nicht an der heimischen Scholle klebt; fonöcrn
über Länder nnd Meere hinweg den Austausch dcr Waren

herbeiführen hilft, tönuen viel zur Verniciduiig derartiger
Rückfcille beitrage». Doch j ene ivcrdcn die Unberufensten
hierzu sein, die dic Pflege kriegerischer Eigenschaften als

höchste Tuge»,d eines Volkes betrachten und sich damit im

Ausland brüsten. Deshalb ist ^>ie Frage ernstlich zu

prüfen, ob nicht ein Teil der im Geiste jener Fachzeitung
erzogenen Handelsaugestelltcu mit Schuld hat nu der Iso¬
lierung Deutschlands, Mitschuld hat daran, daß nicht nur

von den zurzeit uns feindlich gegenüberstehenden Ländern,
sondern auch von neutralen Mächten Deutschland als der

Störenfried betrachtet wird.

Wie bisher, werden, auch in Zukunft nicht nur die ciu¬

zeluen Menschen, sondern auch die Völker kämpfen müsscn.
Leben heißt kämpfen. Der Kulturmensch', dic Kulturvölker
iverden sich vom Zustand der Barbarei aber crst dann

völlig befreit haben, wen» dcr Kampf uicht mit Waffen
der Gewalt, sondern mit denemder Vernunft geführt wird,
wen» das Schwert aus Stahl dcm Schwert dcS Geistes
gewichen ist. G. D.
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So betitelt sich ein vo» Friedrich Thimine,

dem BibliothckSdirektor des Prcnßischcn Herrenhauses,
nnd Carl Lcgi e n

,
den, Vorsitzenden der General-

koinmission der Gewerkschaften, herausgegebenes Bnch,
in dein zehn bürgerliche Professoren nsw. nnd zehn
sozialdemokratische ^christstcller?) ihrc Meinnngen
über die Notwendigkeit aussprcchcn, Dcutschlands innere

Politik neu zu orientieren. Jn dem Vorwort hcißt es:

„Aber auch der Zwcifcl ist laut geworden, ob cinc

solchc forldaucrudc Einheit dcö Volkstums bci dcn vicl-

fachen wirtschaftlichen und svzialcn Gegensätzen, den

Untcrschicdcn bcr Klassen uud dcr Parteien, vor allein

auck) der licfcu Kluft zivischen deu bürgerlichcu Klassen
und dcr Sozialdcmokratie überhaupt möglich sei. Ueber

Hosfnuug und Zwcifcl lvird letzten Endes erst d« Zukunft

entscheiden tönuen. Abcr nichts kann wichtiger sein, als

sich heule schon übcr die -Möglichkeit und dic Bedingungen
ciuer geistigen Arbeitsgemeinschaft zwischcn der bürger¬

liche» uud der sozialistischen Gcisteswclt klar zu ivcrdcn.

Dicscr Erkenntnis verdankt die vorliegende Schrift ihre

Entstehung, Iii ihr habe» sich ciue glcichc Anzahl bürger¬

licher Gclchrtcr nnd sozialdemokratischer Schriftsteller zu-

sammcugefundeu, u,u die Probleme der künftigen Stel¬

lung der. Arbcitcrschaft im ucucn Dcutschland gemeinsam

zu erörtern, Bou beiden Seiten ist man bemüht gcwcscn,
ein klassisches Bcispicl dasür aufzustellen, ivie solche Pro¬
bleme! nach den Erfährungen uiid Lehren, dcs Krieges in

dcr Zukunft von, cinzclnen wie von ganzen Parteien be¬

handelt werdcn sollte»^ Es ist sclbstvcrständlich, dnß die

cinzclnen Mitarbeiter, die von dcn Aufsätzen der anderen

durchweg keine Kcnntiris hatten, nur für den eigencn Ar¬

tikel vcrantwortlich sind; auch dic Ibeidcn Herausgebcr
Wolleu und könn«, nicht für nllcs einstehen, ivas vou,dcr

einen odcr dcr nndcrcn Scite'gesagt ist. Sic haben,

soweit es sich um Meinungen nnd Auschnuungeu in den

Artikel» handelt, den 'Verfassern völlig frcic Haud gelassen
uud nur daranf gchaltcu, daß dic Polemik gcgcn andere

Parteien oder einzelne Personen möglichst vermieden, ist.

Jm ganzen ergibt doch, dem Eindruck wird sich niemand

entziehen, die zum erstenmal in- solchem Umfang versuchte

Arbeitsgemeinschaft zwischcn 'bürgerlichen uud sozialisti¬

schen Schriftstellern cin solches Maß gegenseitigen Ver¬

ständnisses, bei allcr natürlichcn Verschiedenheit der Auf¬

fassungen, daß die Hoffnuugeu auf ein gemeinsames ge-

deihlichcs Zusammenwirken iu und nm ncucn Dcutschland
nur neb belebt iverden können."

Das ist vorsichtig gesagt. „Gegenseitiges Ver¬

ständnis" ist nicht gleiches Ziel. Darnm der Vorbehalt
„aller natürlichen Verschiedenheit der-Allffnssnngen".

Gleichwohl dürfen "Wir Nicht nnbcrU'SsWigt "'wfsen>
daß in den Abhandlungen der Professoren verschiedent¬
lich mehr oder minder klar ausgesprochen wird, daß
cs gerecht ist, der Arbeiterschaft kiinftig größere Frei¬
heiten cinzuräumcn. Dabci braucht man natürlich
nicht anzunehmen, daß der Bibliothcksdircktor des

prcnßischcn Hcrrenhnnses nnn gleich daran denkt,

dieses Herrenhans sür die Dnrchführung des demo¬

kratischen Gedankens zu opfern.
So wünschenswert es für die Arbeiterschaft fein

muß, Männer der Wissenschaft als Verfechter solcher
Ideen an ihrer Seite zu haben, so darf doch nicht ver¬

kannt werden, daß viel mehr als die Wissenschaftler cs

dic Unternehmer sein werden, mit denen sich die Ar-

*) Name» und Thema dicscr zehn, Manu suuter dcu

Mitarbeitern ist keine Frau, obwohl die Frnucn am

„neuen Deutschland" sa auch Interesse Haben) sind in dem

Inhaltsverzeichnis des Buches wie folgt angegeben: Gustav
Noste, M. d. N., Redakteur der „Volksstimme" iir Chem¬
uitz: Dcr Krieg uud die Sozialdcmokratic, — August
Winnig, Mitglicd der Hamburger Bürgerschaft, Zweiter
Vorsitzender dcs Deutschen Bauarbeitervcrbaudes: Dcr

Krieg nud die Arbeitcr-Jnteruntiouale. — Philipp
S ch e i de'in a u u

,
M. d. R., Sekretär im Vorstand dcr

Sozinideniokratische» Partci Dcutschlands, Wcrli»: Zur
Neuorieutierung der inneren Politik. — Paul Hirsch,
M. d. A„ Stadtverordneter in Charlottcnburg: Gcmciudc-

vcrfassung. — Karl Legien, M, d. N., Vorsitzcudcr dcr

Gcncralkounuissiou dcr Gcwcrkschnfteu Deutschlands, Ber¬

lin: Die Gewerkschaften. — Dr. Hugo Hciu-emanu,
Rechtsnnwalt bcim Kammergcricht Bcrlin: Vom Arbeitcr-

rechr nach dcni Kricgc. — Dr. Paul Lcnsch, M. d. N.,

NculxrKclsberg: Die Ncugcsialtnug dcr Wirtschaftsordnnug,
— Robert S ch m i d t, M. d, R„ Leiter dcr sozialpolitische.,,
Abteilung der Generalkommission dcr Gewerkschaften
Deutschlands, Berlin: Neue Wcgc in der Sozialpolitik. —

Paul Um brctt, Redakteur des „Corrcspondcuz-Blatteö"
der Gcuernlkommission der Gewerkschastcir Deutschlands,
Berlin: Die Arbeitslosenfürsorge und der Krieg. — Hein¬

rich Sch iilz, M. d. R., Vorsitzender des Zcntralbildnngs-

ausschusscs der Sozialdemokratische!« Pnrtei Deutschlands,
Bcrlin-Stcgtitz: Die Schule nach dein Kricgc.

Am> 23. Juni hatte die Generalkommission der Ge¬

werkschaften eine scharfe Erklärung erlassen, in der sie

solche Titcl- und Funktionsangaben! von Gewerlschasts-
fnn-ktiönnren bei privaten Betätigungen für unzulässig be¬

zeichnete. Aus den vorstehenden Namens-, Titcl- und

Funktionsangaben ist ersichtlich, daß dicser Beschluß der

Generallommissiou von- den genannten Mitarbeitern des

Buches nicht befolgt wordcn ist. Das Buch: „Die Arbeiter¬

schaft im neuen DcurschlaiA>" lostet im Buchhandel 2 Mk.,

gebunden 3 Mk. Durch den Zentralverband der Hand¬

lungsgehilfen in, Berlin E. 25, Landsbcrger Straße 25,

kann cs von den Vcrbaudsmitgliedcr», gegen Voreinsendung

des Betrages, für VV.Pf. geheftet, ftir l,60 M/ gebunden,

portofrei bezogen wcrdcu. ,
-

.

beitcr nnd Angcstcllten über die Verteilung dcr Plätze
im ,,»cne» Tcntschland" nnsciiinndcrfctzcn müsscn.

Das wird nicht so cinfncii scin, Tenn cin Gc-

wcrkfchaftsführcr berichtete nm 4. August im „Ham-

bnrger Echo" iiber eincn Verinittelungsvcrsuch zwischcn

Untcrnchmcrn und Arbeitern siir die Kriegszeit:
. , . AllcrdiiigS hat schon cinc Ätzung unter dcr Lei¬

tung cincs Vertreters, dcs Kricgsmiuistcriums staltgcfuu-

dcu, zu dcr die groszc» wirtschaftlichen Bcrufsvcrciuigun-

gcu hiuzugczogcu wordcn. siud uud an dcr nuch ciu Ver¬

treter dcr freien Gcwerkschnften teilnahm, Abcr dcr prak¬

tische Erfolg blieb aus. Zur Echasfuug cincs ständigen

paritätischen Kricgsausschusscs für dic gesamte Jndu¬

stric kam cs uicht. Was zcigcn uns nun dicsc Vorgänge
»nd tatsächlichen Mißerfolge, Die Schuld dafür liegt

keineswegs auf der Seite dcr Militärverwaltung, sondern

sie ist jcncu Unternehmern zuzuschreiben, denen trotz allen

Burgfriedens nichts näher am Herzen liegt, als den Herren-

ftnudpunkt zu wahrcu und die sich daher trotz dcr oben

angeführte» schönen Worte dcr „Arbcitgcber-Zeitung"

gcgcn paritätische Instanzen, bci denen die Gleichberechti¬

gung dcr Arbcitcr auerlanut ist, nach ivic bor nuf dns

hcftigstc strüubcu. Dicscr Einfluß hnt nusgcrcicht, nur die

einzige Sitzung dicscr Art »icht nur zur Bedeutungslosig¬
keit hcrabzudrückcn, sondern auch den Behörden dic Luft zu

nehmen, ivciter auf diesem Wcge fortzufahren und etwa

den Versnch zu wicdcrholcu, dc» „Hcrrcn im Hause" i»

ihrc Aiigclcgciiheitcn hiueinredeu zu wolle». Von einem

Schiedsgericht, das iin Sinne unserer tariflichen Schicds-

Ulid Einiguugsämter dcn Arbeitern eiueu gewissen Schutz

gcgc» Lohnabzug und Uurcchr allcr Art, weuigstcus i» der

Kricgszeit, gewähren sollte, ivollc» dic Hcrrc» nichts

wissen, da ein solch „böses Beispiel" gute Sitten verderben

könnte. Selbst das nach dcm Vorschlage dcs Kricgsmiui¬

stcriums bis aufs äußerste beschränkte Programm, wonach

dicsc Sitzungen nur „wichtigc Fragen erörtern" sollten,

ließ sich mit dcu Bcgrifscn dicser Untcrnchmcr nicht ver¬

einbare». ...

Demnach wird das gegenseitige Verhältnis

zivischen Unternehmern und Arbeitern, die Ausein¬

andersetzung übcr den Anteil am Arbeitserträge, nnch

nach dem Kriege Kopfschmerzen machen. — Die Tngcs-

zcitungen veröffcntlichten vor wenigen Tagen cin

Rundschreiben einer ungenannten Unternehmcrvcr-

einignng, in dem cs heißt:
„Berlin, den 10. August 191S.

An die angcschlosscucn Vereine!

Der Kriegsausschuß der dcutschcn Industrie hielt am

30. v. M. eine handelspolitische Sitzung ab, in dcr über

cine Rcihc von Anträgen Beschluß gefaßt wurde, über die

wenige Tage vorhcr zwischcn Vcrtrctcrn des Zcntralvcr-

baudcs deutscher Jnd^trieLe'l. des-'Wundes der Industriel¬

le», des Bundes der Landwirte, dcr christlichcn Bauern-

Vereine und des Dcutschcn Bauernbundes untcr Beitritt

dcs Reichsdeutschen MittclstandSvcrbandcs cinc Verständi¬

gung stattgefunden hattc.

Diese Anträge betrafen die Neuordnung unserer han¬

delspolitischen Bczichungen zu Oesterreich-Ungarn. Zu den

iuuerbnlb dieses Nahmens gcstclltcn Fordcrungcn gchörcn

uutcr anderem auch folgcndc:

s) Erhöhung verschiedener landwirtschaftlicher Zölle;

b) Einschränkn»!, der Mcistbegünstigungsklauscl fast

bis zur völligcu Preisgabe derselben;

c) Festlegung ciucr gegenseitigen deutsch-östcrrcichi-

schcu Vorzugsbchnndlung durch Erklärung cincr größeren

Anzahl dcr gcgcnwärtigcn beidcrscitigen Vertragszöllc als

Vorzugszölle' uud Erhöhung dieser Vertragszöllc gcgcnübcr
allcn andcrcn Staatcn.

Dicse Anträge wurden vom Kricgsausschuß dcr deut¬

schen Jndustric iin allgemeinen gutgeheißen; cs wurdc abcr

ausdrücklich dcn ciuzclue» Fachvcrcincn anheimgegeben,

ctlvaigc Bcdculc» gcgcn dicsc Beschlüsse bei dcr Rcichsre¬

gicrung geltend zil inachen.
Da dcr wirtschastlichc Ausschuß im Neichsamt des

Innern bcrcits in dcr zweiten Wochc dcs Auglist zu einer

Sitzung zusninmcutrcte» Ivird, dic sich unter anderem auch

mit der Frage cincr wirtschaftlichen Annäherung Deutsch¬
lands an Ocsterrcich-Ungarn beschäftigen wird, hielten wir

cS fiir geboten, in einer Eingabe an das Rcichsamt dcs

Jnucru sofort gcgcn die obcn crwähntcn Beschlüsse Stel¬

lung zu nehme», namentlich auf dic Schädigungen hin-zu-

ivc.isc», die aus cincr viele Wnrcu »mfasscndcn Tarif¬

erhöhung Inämlich soweit cs sich nicht nur Hcrlünftc a»s

Ocftcrrcich-lliigar» hnndclt) und aus ciucr Erschwcrnng
dcr Hnudelsvcrtragsvcrhaudluugcn. sdurch Prcisgabe dcr

Mcistbegünstiguug usw.) für dic . . . iudustric entstehen
würden, . . ."

Daraus gcht hervor, daß die in dem Rund¬

schreiben namentlich aufgeführten Unternchmerver-
bände bereits eifrigst daran sind, das „neue Deutsch-
lnnd" in wirtschnstspolitischer Beziehung nnch den

Plänen nnszngestnlten, die sic von ihrcm Standpnnkt
aus für richtig hältcn, von denen aber das„BerIincrTage-
blatt" sagt, daß die erdrückende Mehrheit dcs deutschen
Volkcs allen Anlaß habe, davor auf der Hut zu sein.

ZU der jüngsten Tagung des Reichstags.
pch. Auf den ersten Blick könnte es scheinen, als

ob dic letzten Verhandlungen dcs Reichstages sich in

nichts von dcn vorhergegangenen unterscheiden, als ob

sich dcr Rcichstag im wesentlichen damit begnügt habe,
dic nenen Milliarden für die Wcitcrfllbrung des

Krieges zn bewilligen und alles weitere Getue ohne

Bedeutn,>g wäre, — nls ob die Lchrc aus dein furcht¬
baren Kricgsjahrc an dem Rcichstagc spurlos vor¬

übergegangen sci. Tns stimmt aber nicht.

Freilich wird die Aussprache iiber die weiteren

ll) Milliarden Kriegskosten diejenigen enttäuscht haben,
dic davon ciiic Fördcrung der Fricdcnsbcstrcbungcn
erwartet habcn.

Aber schon die Aussprache iibcr dic Ernährungs-
frngc licß schärfen nls früher die Forderung hervor-

treten, daß der Lebens,,iittellunchcr nnter allen Um¬

ständen und mit wirklich wirkfamcn Maßnainucn be-

kämpft werde. Tie hicr in Bctracht tonn,,enden Um¬

stände sind jn allgemein bekannt: An Lebensrnitteln

fehlt cs nns nicht, wcnn auch manche wichtigc nnd bis¬

her allgeinein üblichc Ware entbehrt wcrden muß;
diese Lücken können durch solche Lebensmittel, dic uns

in großer Menge zur Vcrfügnng stchcn, leicht nus-

gefiillt wcrden. Es-kommt nnr dnrnnf nn, dnß die

vorhandenen Lebensmittcl zweckmäßig verteilt nnd an

die geringbemittelte Bevölkerung zu billigen Preisen
abgegeben werden. Statt dessen zeigt sich in manchen

Krciscn dcr Lebcnsmittcllicfcrantcn das Bcstrcbcn,
möglichst hohc Prcisc zn erzwingen nnd zn dicscm

Zwecke dic Zufuhr von Lebensmittcln zn erschweren.

Die Regierungen haben cs an Verordnungen
gegen diesen schändlichen Wucher nicht fcbicii lassen,
nnch manche Einrichtung zur Beschaffung und zn-r Ab¬

gabe von Lebensmittel» bei angemessenen Preisen
durchgeführt. Ucberdies sind besonders die Gcmcindc-

verwaltungen im Dicnstc dicser Ausgabe tätig. Trotz¬
dem beklagt sich das arbeitende Volk noch immer mit

Recht über viele Mißständc in dcr Versorgung mit

Lebensrnitteln,

Selbstverständlich inußteii diesc Klagcn anch im

Reichstage besprochen wcrdcn. Die Vcrbnndlniigen
zeigen, daß die große Mnsfe des orbcitcndcn Volkcs

jcde Berte,icrnng dcr Lcbciismittcl in dcr jetzigen Zcit
als cinc uncrträgliche Vergewaltigung empsindet und
— je länger der Kricg dnnert, um so entschiedener —

die notwendigen Lebensmittel zn billigen Preisen
fordert.

Dazu inilß cine ansrcichcndc Entschädigung der

Familien kommen, deren Ernährer znm Kriegsdienst
eingezogen ist und dic ohne sonstiges Einkommen dn-

stehcn. Bereits wiederholt ist im Rcichstagc biernns
hingewiesen und iiber solcl)« Fälle gesprochen! ivorden,
wo diese Familien keine oder nur eine nngenügeiide
Entschädigung erlangen konnten. Der sozinldcmotrn-
tische Redner Bauer führte diesmal im Reichstage
eine Rcihc von Beispielen dafür vor, daß auch jetzt
noch -manche schwere

'

ttitterlnssungssiindc hier vor¬

kommt, daß manche dieser Familien nicht die Hilfe
findet, die ihr unbedingt nottut. Dns hnttc znr Folgc,
dnß scinc Anssührniigen als cinc Schädigung nnscrcs
Volkcs verurteilt wurden. Dcr sozialdemokratische
Redner wies aber nach, daß unserem Volke am besten
dient, wcr nicht dic vorhandenen Schäden vcrichwcigt,
sondern sie viclmchr aufdcckt, um ihrc Bcscitigung
durchzusetzen.

Auch auf die Bezahlung der Arbcitcr nnd An¬

gestellten ging der sozialdemotratischc Redner mit

Recht ein. Je teurer die Lebensbaltnng ivird, nm so
brennender wird die Frage der Teuerungszulagen. —

Eine Neuerung brachte die letzte Tagung dcs

Reichstages dadurch, daß in vollcr Ocffcntlichkcit nnch

iibcr Beschwerden nnscrcr Soldaten vcrhnndclt wnrde.

Vor dem Kricge war es selbstverständlich, dnß der

Reichstag jcdcs Jnhr zu diesen Angclcgcnlicitcn
Stcllnng nahm, ^cit dem Ausbrnch dcs Kricgcs nbcr

hatten sich dic Parteien dnmit begnügt, die Be¬

schwerden nnserer Soldaten nnr in dem Haushalts»
ausschuß dcs Reichstages, also untcr Ausschluß der

Ocffcntlichkcit, zu besprechen. Dics ist abcr in immcr

weitereil Kreisen als ungenügend erkannt worden.

Die Ueberzeugung verbreitete sich mehr und mehr, daß
alle Bemühungen von oben, jeden Grnnd zn Be¬

schwerden nnscrcr Soldaten zn bcscitigcn, nnr dann

einen möglichst großen Erfolg bnbcn könncn, wcnn

dic Mißständc öffentlich gerügt werdcn lind jcdcr
daraus ersehen kann, wo dic bessernde Hand an-

znlegcn ist.

Zn cincr nnangenehincn llcbcrraschnng für

manchcn Hoffnungsfrendigen führte die Verhandlung
iiber die Vcndernng des Rcichsvcrcinsgesctzes. Dicse

Acndcrnng soll nicht etwa nllc Mängcl bcscitigcn,
die die Ersnbrung mit dem Reichsvcrcinsgcscb uns

gezeigt hnt. Nein, die Sozinldemokrntcn hnttcn jctzt.
im Kriege, nur dns Allernotwendigste beantragt,

nämlich nnr die Beseitigung der Bcstimmnngcn, die

als Ausnahmegesetze fiir dic Arbcitcr wirkcn, Tie

Anträge der Sozialdcmokraten wurden einem Aus¬

schuß überwiesen, nnd der hatte beschlossen, dem Reichs¬

tnge die Annnhme der Anträge zn cmpfchlcn. Dcr

Rcichstag stimmte dcnn nuch in dcr Tat d?,ii zn.

Vorher hnttc der Staatssekretär des Jnncrn er¬

klärt, daß er eincn Gesetzentwurf zur Aenderung des

Rcichsvcrcinsgcsebcs weder fiir die nächste Tagung
des Reichstages iin November noch sür eine nndcrc

bestimmte Zeit in Aussicht stellen kann. Er vcr-

tröstctc nnf später.
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Die Kriegsteilnehmer und die Arbeitslosen unseres Verbandes.
Mit den nachstehenden Tabellen bringen wir die

ninfte Uebersicht nber die Zahl unserer Mitglie-
d e r während der Kriegszeit, sowie übcr die zum

Militär eingezogenen und arbeitslos

gewordenen Kollegen. Uin eincn Vcrglcich niit den

frühcrcn Uebersichten zii ermöglich«!, stellen ivir hier
die Endzahlen aller fünf Aufnahmen zusammen:

Am 30. Juni
„

31. Oktober

„
7. Januar

„
31. März

„
30. Juni

Danach ist dic Zahl der weiblichen Mitglicder
von 11232 auf 14 756 gewachsen, die der männlichen
von 11822 ans 16 999 gefallen und dementsprechend

Mitgliedcr
davon

männlich weiblich

1914 20 054 11822 14 232

25 002 11 656 13 046

101S 25 848 11413 14 435

25 775 11202 14 573

2S 740 10 990 14 750

Arbeitslose
männl, meibi.

427

589

335

136

154

51«

734

582

367

533

die Gesaintmitgliederzahl von 26 054 auf 25 747 ge¬

sunken.
Zum Militär davon sind
eingezogen dcrhcir, lcdig

Am 1«. September 1914 1705 1113 592

„
31. Oktober „

2278 1357 921

„
7. Jannar 1915 2674 1473 1201

„
30. April „

4083 228« 1803

„
31. Juli „

5126 2779 2347

Demnach waren am 31. Jnli 1915 sast die Hälfte
nnserer männlichen Mitgliedcr zum Heeresdienst ein¬

gezogen. Daß bei einem so beträchtlichen Abgange
die organisatorische Verwaltungstätigkeit beeinträch¬
tigt ivird, ist ohne weiteres einleuchtend. Wir richten
an die übrigcn Mitglieder, insbesondere anch an

nnsere Kolleginnen die Bitte, nach Kräften in den ein¬

zelnen Orten an der Weiterführung der Verbands-

gcfchäfte mitzuhelfen.

Preußen.

Groß-Bcrlin. . .

Bielefeld ....

Brcslau ....

,^öln ......

Düsseldorf . . ,

Elbcrfcld ....
Essen . . .

'

.

^rnuksurt a, M,

Halle ri, S, . .

Hannover ....
«icl

UcbrigeS Preußen.

Bayern.

Lndlvigshafcn .

München . . .

Niirubcrg . , .

llcbrigcs Bayern

Sachsen.

Chcmnitz
Dresden

Uebriges Sachsen

Württemberg.

Stuttgart
llcbrigcs Württcmbcrg

Mitgliedcrzahl
am ZU, Juni 191S

inSgcr

256,

288

509

308

433

296

702

248

247

272

380«

männl, wcibl.

2320

103

141

151

136

151

103

27«

12«

107

90

1683

1568

153

147

358

172

282

193

432

128

140

176

2207

zum
Militär

cin»

gezogen

Bis einschließlich 31, Juli IMS

1103

4«

73

62

51

59

43

162

43

36

52

777

davon sind
ver¬

heiratet ledig

322

21

40

4«

3«

40

32

104

32

26

33

588

781

19

33

22

21

19

11

53

16

1«

19

189

11337 5381 , 5056 ! 2506

92 4« 52 25

1480! 37«! 111«! 154

402! 206! 286 !l 95

413' 164! 249 Ü 65

2477

541

137«

1876

1447

78«; 1697!! 339

1308

19

66

60

47

1198

6

88

35

18

arbeitslos

gemeldet

insgcs, männl. weibl.

136

2

12

1

1

2

16

185

3

56

22

192

283 258! 120 5'

468 002!! 156 92

571 l 1305 2S2 ? 107

74«^ 707 255 ! 180

147

63

64

125

75

5234 2062 3172

358

81

122
'

2« !

236

61

763

40

10

436

17

6

327

23

4

Baden.

Mannheim . .

llcbrigcs Baden

Hessen.

Mniuz . . . .

llcbrigcs Hcsscu

Thüringische Kleinstaaten.

Snchscn-Wcimar, Sachscu-Meiningcn, Sachsen-Altenburg,
Znchscn-Eoburg-Gotha, Schlvarzburg-Sondershauscu,
Schwarzburg-Nudolsladt, Reuß ä, L,, Reuß j. L. . .

Hansestädte.
Brcmcn

Hamburg
seinichl. dcr preußischen Gcmcindcn Altona u, Wandsbcl)

Lübcck

llebrige Buudcsstaaten.

Mccklcuburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg,
Brauuschwcig, Anhalt, Wnldcck, Schaumburg-Lippe,
Lippc-Detmold

Elsaß - Lothringen.

Straßburg
llcbrigcs Elsaß-Lothriugen

430

245

251 !

142
I

84

«8

297

161!
153

5«

46

57

23

2«

28

496 182! 314 1«3

13«

16«

48 >

79 !

82!

31

26

44 !

48

2«

36

29«

933

315

3052

90

3457

703

214

150

Ausland.

Einzelmitglieder

Insgesamt 25749^10999

364

19

127

437

133

1199

48

163

496

182

1853

42

138« 2077

377

72

43

115

1«

326

142
107

24«

14750

70

206

62

742

38

842

173

46

23

56

162

47

315

27

27

26

29

55

6

8

3«9

121

69

5126

25

16

41

2779

14

44

15

427

11

453

52

21

7

23

86

5

17

67

23

37

1

3

54

10

17

99

1

9

1

1

131

1

51

12

5

112

5

2

14

69

5

14

64

15

98

5

2347

14

272

272

60

60

687 154

212

212

533

Das gercinsgeseh und die Gewerkschaften.
Tcr Rcichstag hat am 27. August eine Aende¬

rung dcs V e r c i n S g e f e tz e s beschloßen, nach der

die Vorschrift, daß in öffentlichen Versammlungen
nur deutsch gesprochen wcrden darf und nur Per¬
sonen über 18 Jahre politische Versammlnngen be¬

suchen dürfen, beseitigt worden ist, und der Z 3 Abs. 1

folgende Fassung erhalten soll:
„Ein Verein, der bezweckt, politische Gegenstände

in Versammlnngen zu crörtcrn (politischcr Verein),

muß einen Vorstand und eine Satzung haben. Nicht
als Politische Vcrcinc gelten Vereine von Be¬

rufs genosscn oder Angehörigen Ver¬

schic d e n c r Berufe und Stnndesver-

cine, auch wenn sie zur Verfolgung ihrer Zwecke
politische Gegenstände in Versammlnngen erörtern,"

Staatssekretär Dr. Delbrück erklärte dazu: „Die
verbündeten Regierungen nnd der Reichskanzler
können es nicht für zweckmäßig erachten, mitten im

Kriege, wo unsere Aufmerksamkeit auf ganz andere

Dinge gelenkt ist und gelenkt sein muß, dieses heiße
Eisen in die Hand zu nehmen." Dr. Delbrück ver¬

sicherte indes, „daß dem Reichstage iin gegebenen
Augenblick und rechtzeitig eine entsprechende Vorlage
zugehen wird".

Der sozialdemokratische Abgeordnete Heine
führte hierzu zugunsten der Gewerkschaften aus:

„Dic Gewerkschaften leisten in dieser schweren
Zeit Ungeheures. Der Herr Staatssekretär und seine
Räte haben das bestätigt, und es wird auch von allen

Parteien anerkannt. Nun verlangt man von den Ge¬

werkschaften, daß sie dies leisten in dem Bewußtsein,
daß sie keinen Rechtsboden unter den Füßen haben,

daß alles, was sic schaffen, beim Friedensschluß in

Frage gestellt ist, daß man ihnen heute noch nicht ein¬

mal den Rechtsboden untcr die Füße geben will, in¬

dcm man sie der Gefahr entzieht, sofort nach dcm

Krieg als politisch erklärt und in ihrer Wirksamkeit
eingeschränkt zu werden. Es ist gestern bereits von

dem Herrn Abgeordneten Bauer erwähnt worden, daß
es Behörden gibt, welche den Gewerkschaften während
des Krieges die Werbung neuer Mitglieder erschweren
oder verbieten. Wenn das Gesetz nicht abgeändert
wird, hindert das Gesetz die Gewerkschaften ja, jugend¬
liche Mitglieder, also nenen Nachwuchs, heranzuziehen.
Es ist wirklich eine höchst praktische Aufgabe, daß man

schon in der Gegenwart diese Schwierigkeiten beseitigt.
Aber, m«ne Herren, mutet man uns zu, bei einer

solchen Frage nnr nach den praktischen Folgen zu

sehen, in dieser Zeit, wo wir auf allen Gebieten er¬

leben. Wie es moralische Kräfte sind, die die größte
Bedeutung haben! (Sehr richtig! bei den Sozial¬
demokratin!.) Als stärkste moralische Kraft hat sich be¬

währt das Bewußtsein des Volks, für sich selbst, sür
seine eigene Sache zu kämpfen, in dieser schweren Zeit
zusammenzugehören als ein ganzes Volk, dessen
Glieder alle das gleiche leisten, aber anch die gleiche
Berechtigung und gleiche Beachtung ihrer berechtigten
Wünsche zu finden erwarten.

Die Erklärung des Herrn Staatssekretärs Del¬
brück ist deshalb, ganz abgesehen von den juristischen
Einzelheiten, in erster Reihe in ihrer politischen Trag¬
weite zu würdigen. (Sehr gut! bei den Sozialdcmo¬
kraten.) Ich will jetzt nicht von dem Subjektiven
reden; was ich erwartet und was ich nicht erwnrtct

habe, das ist Nebensache. Abcr ich muß ihnen gestehen,
daß ich die Wirkung, welche diese Erklärung haben
kann und teilweise haben muß, auf das tiefste beklage,
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten) beklage von

meinem Standpunkte aus als Deutscher, der seinen
ganzen Willen und seine Begeisterung für die Sache
llnseres Vaterlandes einsetzt. Der Herr Staatssekretär
verheißt uns Neuorientierung in der inneren Politik
in einem umfangreichen Gesetzeswerk, von dem aber

jetzt nicht das eine oder das andere vorweggenommen
werden dürfe. Ich habe ihm vorhin fchon zugerufen:
das heißt die Sache «.cl ealsrigas Friiseas zu ver¬

tagen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokratcn.)
Was würde denn dieses umfangreiche Gesetzeswerk
alles unifassen? Von den tiefgreifenden Fragen auf
staatspolitischem Gebiet, den Wahlrechten, den Ver¬

fassungsänderungen an bis auf alle möglichen wirt¬

schaftlichen Fragen, Zollfragen, Lebensmittclfragen,
Regulierung der staatlichen Produktion auf gewissen
Gcbictcn oder Kontrollierung gewisser Produktions¬
zweige bis zu den kleineren polizeilichen Vorschriften.
Es ist unmöglich, ein solches Gesetzeswerk anders als

im Verlause langer Zeit zu schaffen. Sollen wir da

warten, bis das alles auf einmal fertig wird? Ist
es denn dcn Männern im Jahre 1867 nach der Grün¬

dung des Norddeutschen Bundes eingefallen zu sagen:
nun fangen wir nicht zunächst einmal mit einer Arbeit

nn, sondern dieses umfassende Gesetzeswerk muß an«

uctli gemacht werden —? Dann hätte man auch
wicdcr 16 Jahre warten können. Das hat man nicht
getan, sondern man hat angegriffen, wo man zuerst
konnte, bei der Gewerbeordnung, und hat eins nach
dem andern fertig gemacht. So sollte cs auch hier
geschehen.

Meine Herren, das deutsche Volk hat in dieser
Zeit ein Gefühl der Einheit und Geschlossenheit be¬

wiesen, das wahrhaft großartig war, und das die

Grundlage der großartigen Erfolge ist, die draußen
im Felde erreicht worden sind. (Sehr richtig! bei den

Sozialdemokraten,) Dieses Gefühl gilt der Aufgabe,
das bedrohte Vaterland zu retten, und dieses Gefühl
hat deshalb alle Entrüstung über die Kleinlichkeiten
und das Unrecht, das das Volk erlitten hatte, hinter
diesc Aufgabe zurücktreten lassen.

Was mich und meine Freunde betrifft, so wollen

nuch wir künftig dafür sorgen, daß der Wille, zum
Vaterlande zu halten und es zu verteidigen, nicht ab¬

geschwächt wird, trotz solcher Erklärungen, wie sie hier
abgegeben werden. Aber ich sage Ihnen: die Er¬

innerung an das erlittene Unrecht und der Wille,
dieses Unrecht zu beseitigen, treten zwar im Augen¬
blick vor der Aufgabe zurück, das Vaterland zu retten,
aber vergessen find sie nicht, und je mehr das Volk

sür das Vaterland leistet, um so tiefer brennt es die

Scham, wenn ihm nicht seine einfachsten Rechte ge¬

währt werden. (Lebhafter Beifall bei den Sozial¬
demokraten.) Wenn wir eintreten rückhaltlos und bis

zum letzten Moment für die Rettung unseres Reiches
und unseres Vaterlandes, dann — glauben Sie mir
— tun wir das für dns deutsche Volk, weil cs unsere
Sache ist, um die da gekämpft wird, (sehr richtig! bci

den Sozialdemokraten) aber nicht für eine Negierungs-
politik, die sich noch heute nicht von dem losreißen
kann, (lebhafte Zustimmung bei den Sozinldemo¬
krnten) was am ineisten dazn beigetragen hat, Zweifel
zu erwecken, ob das deutsche Volk an seine Ausgabe
denken und sich selber zu retten geneigt sein würde.

Der Herr Staatssekretär sagt uns, daß noch Er¬

wägungen über den 8 3 des Vercinsgesetzes in unserer
Fassung notwendig wären. Meine Herren, auch
dieser s 3 hat eine fünfzigjährige Praxis in Preußen,
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für sich: cr ist ja nns dcin prcnßischcn Vcrcinsgcsctz
entnommen. (Sehr richtig! bei den Sozialdcmo-
traten.) Und glauben «ie nnn nickit, daß das, Was

wir hier vorgeschlagen haben nnd die Kommission nn°

genommen hat, nnseren politischen Grundsätzen und

Wünschen Genüge täte. Nein, wir haben die „Selbst¬

zucht" geübt, dic, glaube ich, Hcrr v. Gamp vcrmißt

hat, indcm wir nns auf das Allcrnotwcndigstc, das

jctzt im Augcnblick mögliche bcschräntt haben. Wir

stellen deshalb unsere weiteren Forderungen einst¬

weilen zurück. Aber ich meine, die Negierungen
könnten wirklich jetzt in fünf Minuten crwägen, ob

sie das annehmen wollen, was c>U, tiv Jahre lang in

Preußen Rechtens gewesen ist. («ehr gnt! bei den

Sozialdemokraten.) Wohin sollen die ewigen Er¬

wägungen führen!
Man spricht von einer Ncnoricntierung der

inneren Politik. Glauben Sic, daß cs möglich wäre,

die Politik des Deutschen Reiches nach innen oder nach

außen in den nltcn Formcn und mit altcn Schlag-

Worten, mit den alten Erwägungen und mit dem alten

Zögern fortzuführen? Nnr junge Menschen, jung an

«ecle, wcrden imstande sein, dieses Reich jetzt von

neuem nuf die Fiiße zu stellen und seine äußere und

inncrc Politik zn bcgründen, nber nicht Männer, die

noch fragen, ob sie das annehmen diirfen, was schon
vor 6U Jahren angenommen war, (sehr richtig! bei

den Sozialdcmokraten) oder ob das nicht zu neu, ob

zu jung wäre. Und hier möchte ich Sie, meine Herren
von den Verbündeten Negierungen, bitten: nehmen

Sic sich ein Beispiel an unseren Generalen! Unsere

Generale draußen an der Front stellen anch nicht lange

Erwägungen nn, wenn es gilt, dcn Feind anzugreifen,
cine Position zu nehmen, sondern sie schießen drauf
los und schicken ihre Truppen vorwärts. Wissen Sie,

wo das Geheimnis nnserer Siege liegt? Jn dem

Willen znm Siege! Und in dem Willcn zu Reformen

liegt das Geheimnis aller Möglichkeiten einer neueren

Politik. Wir haben ihn, wir erwarten ihn auch von

Ihnen! (Lebhafter Beifall bei dcn Sozialdcmokraten.)

Die Versicherung für Angestellte nnd die

Kriegszeit.
Auf die in Nr. 17 der „Handlungsgehilfen-Zei-

tnng" mitgeteilte Zuschrift dcs Staatssekretärs
dcs Innern hat die Freie Vereinigung
f ü r d i c s o z i n l e V e r s i ch e r n n g d e r P r i v a t-

nnge st eilten (der unser Zentralverband der

Handlungsgehilfen angehört) folgendes geantwortet:

Berlin, drn 4. August MS.

Auf das Schreiben vom 21. Juli gestatten wir uus zu
bemerken:

V cr si ch erung s g e s e tz für Angestellte.
I.

Dicjcnigcn Angestellten, für wclchc Wciträgc gemäß
dcs bis zum Kriegsausbruch bezogenen Gebalts wcitcr-

gczcchlt werden, erwerben außer cincr Anwartschaft auf
böherc Rcntenlcistungen nuch steigende Ansprüche hinsicht¬
lich dcr etwaigen Bcitragsrückgewähr.

Das letztere würde nicht zutreffen bei denjenigen Ver¬

sicherten, für dic nach dcr in Aussicht genommenen Ver¬

ordnung künftig die Kricgsmonntc ohne Bcitragslcistung
nur als Bcitragszcitcn hinsichtlich' dcr Wartczeit und

Rentensätze angerechnet wcrdcn sollcn.

Wir möchten wünschen, daß die Anrechnung der

Kriegsmonate als Bcitragsmonate auch insofern erfolgt,
als dafür im Falle dcs 8 39« eine Bcitragsrückgewähr vor¬

gesehen wird.

Wenn schon denjenigen, die künstig dauernde Nentcn-

ansprüche haben, eine Leistung ohne Gegenleistung ge¬

boten wird, dauu um so mehr denjenigen, die für ihre eiriK

Gehaltenen Arbcitgcbcrnntcile lciuerlei Lcistungcn er¬

halten.
Auf diese Weise wird vermieden, daß diejenigen An¬

gestellten hinsichtlich ihrcs Anspruches anf Bcitragsrück¬

gewähr benachteiligt Ivcrdcn, für die dcr Arbcitgcbcr die

Beiträge weitergezahlt hnbcn würdc, wcuu die geplante
Verordnung uicht ergehen würde.

II.

Wir sind dcr Meinung, dnß die Anrechnung in jcncr
Beitragst'lnssc zu crfolgcn, 'hnt, für die vor dcr Einberufung
dcr letzte MonatSbcitrag gezahlt worden ist, jedoch, mit der

Maßgabe, daß dicsc Beitragsklasse mindestens so hoch sein
innß, als dem Durchschnitt der bis zum 3l. Juli 1914 im

ganzen gezahlten Versicherungsbeiträge entspricht.
Da cs bei dcn Angestellten üblich ist, daß das Gebalt

durch jährliche oder halbjährliche Zulagen steigt, würde es

cinc Benachteiligung scin, wenn die Anrechnung nur nnch
dem Durchschnitt der bishcr gezahlten Vcrsicherungsbci-

träge vorgenommen würde.

Bei der Invalidenversicherung ist jede Anrechnung für
den Versicherten ein Borteil, weil dadurch die Rentensätze

erhöht werden'.

Bci dcr Angestelllenvcrsichcrriu« wird eine Anrechnung
in einer niedrigcrcn Beitragsklasse sür den Versicherten

zum Nachteil ausschlageu, indem dadurch die Renteuhöhe

ungünstig beeinflußt Ivird. (Z SS Vcrsrcherrmgsgesetz für

Augestelltc.)
III.

Die geplante Verordiinng müßte außerdem eine deni

!Z 1274 der Reichsvcrsichcrungsordmiug entsprechende Be¬

stimmung für die Augcstclltenvcrsicherun'g herbeiführen.
ES soll hierdurch klargestellt ivcrdcn, daß dic Reichs-

Versicherungsanstalt nach dem Beispiele dcr Lnndeövcrsichc-

rungsnustnltcn auch znm Bcstcn dcr arbeitslosen Ver¬

sicherten Mittcl aufwcuden kann. Eiue nähcre Begrün¬

dung cnthält unsere Eingabe vom 13. Oktober 1914.

I n va l i de »/per s i cheiru ngsges etz.

Wir bittcn bei dieser Gclcgcnhcit um eine Verord¬

nung, daß d«S in «8 1280, 12L2, 142« dcr Rcichsvcrsichc-

rungsordnuug vorgesehene Erlöschen dcr Anwartschaft uicht

zum Nachteil von Kriegsteilnehmern, Kriegsgefangenen

usw. cintrctcn kanu.

Der Bundesrat hat inzwischen nachfteheude Ver¬

ordnung erlassen, die freilich verfchiedenen in vor¬

stehender Eingabe geltend gemachten Wünschen nicht

entspricht:
I.

8 1.

Die Zeiten, in denen Versicherte im gegenwärtigen
Kricge dem Deutschen Reiche oder der Oestcrreichisch-
Ungarischen Monarchie Kricgs-, Sanitcits- odcr ühnlichc

Dienste geleistet haben, werden, soweit sie in vollen Kalen-

dcrmonatcn bestehen, auf die Wartezeiten und bei Be¬

rechnung dcr Versicherungsleistungen an Ruhegeld und

Hinterbliebenenrenten nach dem Versicherungsgefctze für

Angestellte als Beitragszeiten angerechnet, ohnc daß Bci¬

träge entrichtet zu werden brauchen.

8 L.

Für die Anrechnung ist dic Gchaltsklassc dcö letzten
dem 1. August 1914 vorhergehenden Monats maßgebend,

für den ein Pflichtbeitrag entrichtet ist. Für Angestellte,
die erst nach dem 31. Juli 1914 versicherungspflichtig ge¬

worden sind, ist der letzte Pflichtbeitrag maßgebend, der vor

Antritt der im Z 1 bezeichneten Dienste geleistet worden ist.

Sind in dem in Betracht kommenden Monat nur Bei¬

träge nach Z 177 des Versicherungsgesetzes für Angestellte

geleistet, so ist die Gehaltsklasse 1? maßgebend,

Jn den Fällen dcs § 39« dcs Vcrsichcrungsgesetzes für

Angcstcllte wird nur der Arbeitgeberbeitrag angerechnet.

§ s.

Die im Z 1 bezeichneten Dienste werden durch die

Militärpapierc nachgewiesen.

8 4.

Beiträge, die für die im Z 1 bezeichneten Zeiten ent¬

richtet worden sind, werden, soweit sie nicht nach 8 398 des

Vcrsichcrungsgesetzes für Angestellte zurückerstattet siud,
dem Arbcitgcbcr auf scincn Antrag ohne Zinsen zurück¬
gezahlt: der Arbeitgeber hat dem Angestellten den von ihm

eingezogenen Bcitragsteil zu erstatten.
Der Antrag aus Rückerstattung von Beiträgen ist späte¬

stens sechs Monate nach Ablaus des Monats zu stellen, in

welchem der Frieden geschlossen worden ist. Beim Fehlen
eines Friedensschlusses beginnt der Laus der Frist mit dem

Schlüsse desjenigen Jnhrcs, in welchem dcr Krieg beendet ist,

Ist der Antrag innerhalb der Frist nicht gestellt oder

wird er abgelehnt, so berblciben die Beiträge dem Konto

dcs Angestellten; cinc Anrechrnrng der Kriegsmonate als

Bcitragszcitcn nach 8 1 findct insoweit nicht statt.

Für dic Entscbcidnng von Streitigkeiten über die Rück¬

erstattung vun Beiträgen gelten die 88 21« ff, des Vcr-

sicherringSgcsctzcs für Angestellte entsprechend.

8 S-

Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend
für die Fälle der freiwilligen Versicherung. Rückzahlungen
nach 8 4 wcrdcn auf Antrag an den Versicherten geleistet.

8 6-

Dicsc Vcrordnnng gilt nicht für solchc Versicherte,
wclchc iu dcm nach 88 5 maßgebenden Monat bci ciuer

zrigeiasscncn Ersatzknssc (88 ^72 ss, dcs Vcrsichcrungsgesetzes
für Angcstcllte) vcrsichcrt warcn.

ll.

s 7-

Die auf Milrtärdienstzciten bezüglichen Vorschriftcn
des 8 51 Nr. 1, 2 des Vcrsichernngsgcsctzcs für Angcstcllte

gelten entsprechend für die Zeiten, in welchen dcr Versichertc
währcnd dcs gegenwärtigen Krieges sich iir feindlicher Ge¬

fangenschaft befindet, ohne daß die Voraussetzungen des

8 öl Nr. 1, 2 vorliegen.

lll.

,8 8.

Versicherte, dic während des gcgcnwärtigcn Krieges
infolgc von Maßnahmen feindlicher Staaten verhindert sind,
Beiträge zur freiwilligen Fortsetzung dcr Vcrsichcruug odcr

die Ancrkcnuungsgebülir für die Aufrechterhaltung dcr er¬

worbenen Anwartschaften (8 15 des Vcrsicherungsgesetzes
für Angcstclltc) einzuzahlen, können die Bciträge und die

Zlncrkennungsgcbiibr abweichend vom 8 MI dcs Gcsctzcs

nnckzrchlcn. "Dic Nachzahlung hat spätestens bis zum Ab¬

lauf desjenigen Kalenderjahrs zu erfolgen, welches dcm

Jahre folgt, in welchem der Krieg beendet ist.

8 9.

Bezicht ein Vcrsicherter während des gegenwärtigen
Kricgcs infolge ciner Betricbscinschränkung cin geringeres
Entgelt als bisher oder wird er infolge einer Betricbs-

cinstellung stcllenloS, so kann er für dic Kricgsmonate

Bciträgc bis zu dcin Bctrng entrichten, wclchcr dein Durch¬

schnitt der lctztcn scchs vor der Bctricbscinschräukuug odcr

-eiustellung cutrichtcteu Pflichtbeiträge eutspricht. Die

Mchrbcitrcige sind spätestens bis zum Ablauf desjenigen
Kalenderjahres zn cutrichleu, wclchcs dcm Jahrc folgt, in

iuclchcm der Kricg bccndct ist.

IV.

8 io.

Die nach 8 SW Abs. 3 Nr. 3 dcs Versicherungsgcfetzcs

für Augcstclltc an dic Rcichsvcrsichcrungsaustalt für Au¬

gcstclltc nbgctrctencn Bcrsichcruugsbcträge, die infolgc uon

Kricgstodcsfnllen währcnd dcs gegenwärtigen Krieges fällig

geworden sind odcr noch wcrden, sind an die Hinterbliebenen
dcr Kricgsteiluclnncr nnch Abzug dcr von dcr Rcichsvcr¬

sichcrungsaustalt für Augcstclltc an die LebcusvcrsichcruugS-

lintcruchlnuugcn wcitcrgczahltcn Bciträge zuzüglich 3>s

vom Huudcrt Zinsen »nd Zinsesziilseu zu erstatten.

8
Anspruchsbcrcchtigt sind dic im 8 6« Abs, 2 des Ver-

sichcrungsgcsetzes für Angestellte bezeichnctcn Pcrsoncn.

8 12-

Dic Ucbcrtraguug, Verpfändung und Pfändung dicscr
Ansprüche ist nur in dem im 8 «3 des Vcrsichcrungsgcsctzcs
für Angcstcllte vorgeschriebenen Umfang zulässig.

8 1».

Der Anspruch auf Erstattung verfällt, wenn er nicht
innerhalb cincs Jcchrcö nach dem Todc dcs Versicherten, in

den Fällen, in welchen der Tod vor dcm Inkrafttreten dicscr
Vcrordming eiugctrctcu ist, nicht inncrhnlv cincs JnbreS
nach dem Inkrafttreten dicscr Vcrorduuug gcltcud gcmrrcbl
Ivorden ist.

8 14.

Für das Verfahren bci Fcststcllug dcr Erstattuugs-
auspruche uud bei Entscheidung vuu Strcitigkcitcn gelten
die Vorschriften des Vcrsichcrungsgesetzes für Angcstclltc
,88 229 ff,) entsprechend.

V.

8 is.

Die im 8 395 des Vcrsicheruugsgesctzcs für Angcstcllte
bestimmte Frist, innerhalb welcher eine Abkürzung dcr

Wartczeit zum Bezüge der Lcistungcn dicscs Gcsctzcs ge¬
stattet wcrdcn kann, wird für Kricgsieiluebmer bis zum
Schlüsse dcsjcnigcn Kalenderjahrs verlängert, welches auf
das Jahr fulgt, in welchem der Krieg bccndct ist.

VI.

8 is.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage dcr Verküudung
in Kraft. Die Bestimmungen in dcn §8 1 bis 12 gcltcu für
die Zeit vom 1. August 1914 an.

Bcrlin, dcn 2S. August 1915.

Der Stellvertreter dcs Reichskanzlers.
Delbrück.

Die Kriegsdienstzeiten knickst die Militärdienst-
zeiten vor Ausbrnch des Krieges) gcltcn nlso als Bci-

trngszeiten, soweit cs sich um die Berechnung dcr

Wartezeiten und der Rentenleistungen handelt. Ent¬

sprechend 8s 1 und 2 dicscr Verordnung brnnchcn dic

Kriegsteilnehmer, auch wenn sie ihr bisberiges Ein¬
kommen ganz oder teilweise wciterbeziebcn/ sür die

Zeit ihrer Kriegsdienstleistimgcn keine Vcrsicbcrungs-
bciträge zu bezahlen. Sowcit dics bcrcits gcsrbcbcn
sein sollte, können dicsc Bciträge nnch ^ 4 znriick-
verlangt werden. Versicherte, die im Auslande zurück¬
gehalten werden, werdcn dnrch § 8 vor Nachteilen ge¬

schützt. Für Nichtkriensteilnchmer ist 8 9 von

Wichtigkeit.
Rentenansprüche können auf Grund des An-

gestelltenversicherungsgesetzes von den Kriegstcil-
nclnncrn nicht erhoben werden, da noch keiner die

Wartezeit erfüllt haben tan» labgescben von den¬

jenigen, die mit der Reichsversicherungsnnstnlt cinen

besonderen Vertrag über die Abkürzung der Wartezeit
geschlossen hnbcn). Die Hinterbliebcncn dcr Vcr¬

sichcrtcn können aber cinc Beitragsriickgcwnbr siir

diejenigen Monnte uerlnngen, für die tatsächlich Bci¬

träge gezahlt worden sind, und zwar auch dann, wenn

der Arbeitgeber den vollen Beitrag allein bcznblt hnt.

Am 25 jährigen Wehen des Gewerbe-

gerichtsgesetzes.
Am 29. Juli d. I. waren 2S Jahre seit dem In¬

krafttreten des Gewerbegerichtsgesetzcs verflossen. Seit

dieser Zcit könncn Streitigkeiten der gewerblichen
Arbeiter und Arbeiterinnen ans dem Arbeitsver¬

hältnis einem Forum zur Entscheidung nnterbreitct

werden, in dcm neben dem Vorsitzenden Juristen zu

gleichen Tcilcn Unternehmer und Arbeiter als Richter
vertreten find. Die Inanspruchnahme dicscr Gcrichtc

kann ohne dic sormnlcn «chwicrigt'ciien erfolgen, die

bei ordentlichen Gerichten nötig find, sie ist nnßerdeni

fast kostenlos, Diesc Tinge bedeuten allein schon fiir
dic gcwcrblichcn Arbeiter nnd Arbeiterinnen gegen¬

über dem früheren Znstand große Vorteile. Auch daß
die Erledigung der Streitigkeiten bci den Gewerbe-

gerichten in viel kürzerer Zcit crfolgcn kann, nls

dies vor dcn ordcntlichcn Gcrichten möglich wnr, er¬

höhte dcn Wert des Gesetzes. Mnn muß, um diesen
Vorteil ganz würdigen zu können, berücksichtigen, daß

cs sich bci dcn Klagen vor dcn Gcwcrbcgcrichtc,i häufig
uni Lolmfordernngen handclt. Auf dcn Lobn könncn

die Arbeiter aber nicht lange warten, wcil cr dic

einzige Einnahmequelle bildet und in allen Fällen
nur zur Bestreitung der nötigen Ausgaben sür kurze

Zeit reicht. Auch bei Klagen um Auslieferung der

Papiere oder um Zeugnisse ist schnelle Erledigung

dringend nötig, weil auch hier in der Regel Verzöge¬

rung Lohneinbuße bedeutet.

Mindestens ebenso wichtig für dic Arbcitcrschaft

ist aber die Mitwirkung von Laienrichtern aus dcn

Kreisen der arbeitenden Bevölkerung in den Gewerbe-

gerichtcn. Ganz besonders dadurch haben sich diesc

das Vertrnuen dcr Arbcitcr crworbcn. dns in deni

Maße gestiegen ist, nls die gcwcrkschaftlichcn Orgnni-

sationen den Vertretern der Arbeitcrfchaft in den Gc>

wcrbcgcrichtcn den Rückhalt gcbcn, dcr nötig ist, nm

als Arbeiter, also in einem gewissen AbbängigkeitS-

verhältnis, seiner Mcinnng frci und offen Ausdruck

zu geben. Tie Gewerkschaften haben nncl, bei dcn
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Wahlen zil dci' Gcwerbegerichtcn darauf gesehen, daß

zu Vcrtrctcrn dcr Arbcitcrschaft nur solchc Pcrsoncn

gcwählt wcrdcn, die gewillt und in der Lage sind,

sachlich und gcrccht zu nrteilcn und die Interessen dcr

arbeitenden Bevölkerung zn wahrcn.

Wic wichtig die Sckaffnng solcher Lnicngcrichtc
zur Erledinnng gcwcrblichcr Strcitigkcitcn aiiö dcin

Arbcitsvcrhältnis war, bcwcist ihrc Inanspruchnahme
die gleich nach Inkrafttreten des Gcwcrbcgerichts-

gcschcs nn, das Bicrfachc dcr Fälle sticg, dic bis dahin

als Strcitfällc ans dcm Arbeitsverhälthis zu erledigen
waren.

Lcidcr sind dic Gcwcrbcgcrichtc nicht fiir nlle Ar-

bcitcrgrnppcn zuständig. Tic hänslichcn Ticnstbotcn

habcn anck hentc nnr dann das Recht, ein Gewerbe-

gcricht in Anspruch zu nchmcn, wcnn sic nicht allein

für den Haushalt tätig find, z. B. wenn ein Dienst¬
mädchen fiir den Inhaber cincr Gastwirtschaft anch den

Laden reinigt. Nur im Haushalt tätige Dienstboten

sind bei Streitigkeiten nnf den umständlichen und

hänfig kostspieligen Weg der Klage vor den ordent¬

lichen^ Gerichten angcwicscn. Viele verzichten deshalb

lieber darauf, ihre Forderungen überhaupt durchzu-

fecktcn, wcnn sie erfahren, dnß dns Gcwerbegericht

nicht zuständig ist.
Bis zum Jnhre 1W4 wnrcn nnch die kauf¬

männischen Angestellten nuf die ordent¬

lichen Gcrichte angewiesen. Seit dicser Zeit bestehen

auch für sie wirtschaftliche Sondergerichte, die Kauf¬

mannsgerichte, dic im nllgcmeincn glcichc Funktionen
erfüllen wic dic Gcwcrbcgcrichtc. Tie techni¬

schen Angestcllten, soweit sic einen Jahres-

verdicnst bis zn 2666 Mk. bnben, können vor dem Gc¬

werbegericht tinge», die höher bezahlteil iniisscn vor

das ordentliche Gericht gehen.

Obgleich nun bei der Bildn,ng der Gerichte das

Prinzip nusschlnggebcnd war, eine Mitwirkung auch

dcr nrbeitenden Bevölkerung herbciznfübrcn, sind d i c

w c i b l i ch e n A r b e i t s k r ä s t e nnsgcschlofscn ge¬

blieben. Anch für dicse bestehen natürlich jene Gerichte,
aber sic habcn kcin Nccht, dic Vertreter mit zu wählen,

nnck dürfen sic sich nicht als Richter wählcn lasscn.

Dics ist cin Unrccht. Von dcn Vcrtrctcrn dcr Ar¬

beiterschaft ist deshalb anch von Anfang an versucht

worden, den Franen für die Wahlen zu den Gewerbc-

gerichtcn nnd spätcr anch zll dcn Kanfmannsgerichtcn
dic Gleichberechtigung mit den Männern zu ver¬

schaffen. Bei der Beratnng dcs Gesetzentwurfs
fiir dic Kanfmannsgerichte fand sich in

dcr Rcichstagskommission siir das Franenwnhlrccht

sogar cine Mehrheit. Nnch der Erklärung des Ver¬

treters dcr Regierung, dns Gcsctz an dieser Frage
scheitern zn lassen, wurden die bezüglichen Bestimmun¬

gen von, Rcichstag fnllcn gclnsscn. Die Ablehnung

crfolgtc nicht dcswcgcn, weil man die Francn unfähig
für dicsc Tätigtet hiclt, sondern, wie ausdrücklich scst-

gcstcllt wurdc, wcil dic Gewährung dcs Wnhlrechts
an dic Franc» zn ihrcn wirtschaftlichen Jntcrcsscn-
vcrtretungen nur ein Schritt auf dcm Wcge znm

politischen Frauenwahlrecht gewesen wäre.

Dic Notwendigkeit für die Gewährung dcs

F r n n e n w n h l r c ch t s mncht sich in immcr stärke¬
rem Maße geltend. Die Aufgaben, dcr Gcwcrbc¬

gcrichtc wcrden immcr umfangreicher. Ihre Jn-
anfprnchnnhme wächst zahlcnmäßig! ihre Betätignng
wird viclscitiger. Als Einignngsämtcr bci Lohn-

strcitigtcitc» werdcn sic stnrk in Anspruch gcnommcn,

cbcnso als «chlichtungskommissionen und als Tarif-
ämtcr. Außerdem könncn sie gutachtliche Tätigkeit
in gemeinnützigen, dic Arbeitsbcdingungen berühren¬
den Fragen ausüben. Berücksichtigt man dies alles, fo

zeigt sich, wie wichtig die Frage der Mitwirkung von

Frnucn in dcn wirtschaftlichen Lniengerichtcn ist. Es

ist bcim bcsten Willcn den männlichen Vertretern

nicht immer möglich, die Wirkungen mnncher Vor-

kommnissc und Einrichtnngen im Arbcitsvcrhältnis
nns dic Arbeiterinnen nnd weiblichen Angcstcllten voll

zu würdigen. Tns hnbcn dicsc übrigens oftmals
selber zugegeben und nuch aus diesem Grunde das

Frnucnwahlrecht zu den Gewerbe- nnd Kanfmanns-
gcrichtcn verlangt.

Gänzlich abgeschlossen von der Arbcit der Gc¬

wcrbc- nnd Kanfmannsgerichte sind srcilich die Ar-

beitcrinnen und weibtichcn Angestellten nicht, Tcr

8 67 Absatz » des Gewerbegerichtsgesetzes gibt diesen
Gcrichtcn das Recht, Francn nls Sachverständige nnd

Ausknnftspcrsonen heranzuziehen. Einige Kauf¬

mannsgerichte sind dnrch ihre Statuten verpflichtet,
vor Abgabe von Gutachten oder Stellung von An¬

trägen anch weibliche Anskunftspersonen ans den

Kreisen dcr Angestellten und Kaufleute zu hören
Hierdurch nllein erlangen aber die Frauen nicht die

Vertretung, die ihnen nach ihrer Stellung im Wirt

schnftslebcn zukommt. Tie wird ihnen erst cin

gcränmt, wenn sie das Nccht genießen, das aktiv,

und passive Wahlrecht zn den Gewerbe- und Kans-
nmnnsgerichten ansiiben zil können, d. h, also, wenn

sie sowohl wählen nls auch gewählt werden können.

Zu dieser Frage haben die Gewerkschaften schon
Wicdcrbolt Stellung genommen, und sie werdcn nicht
nntcrlasscn, so lange auf Gleichberechtigung der

Franc» für die wirtschaftlichen Sondcrgerichte z»

wirkcn, bis ihre Forderungen erfüllt sind. Wert¬

volles Material fiir ihrc Berechtigung bietet übrigens

folgcndc Stelle aus der Beirründung der Rcgicrung

znni Rcichövercinsgesetz, das 196« den Fraucn des

Recht gegeben hat, politischen Vereinen als Mitglicder
veizutreten:

„Die Entwickelung der letzten Jahrzehnte hat da¬

hin geführt, daß die Teilnahme der Frauen an öffent¬
lichen Angelegenheiten einc erhebliche Steigerung er¬

fahren hnt, ihre Tätigkeit ist nicht nur im Hnndel
nnd Gewerbe, in der Industrie, sondern nnch im übri¬

gen öffentlichen Leben iii aufsteigender Bewegung be¬

griffen, Jn mnnchen Stellungen des öffentlichen
Tie»stcs, die früher nnsschlicßlich von Männcrn bc¬

klcidct wurde», insbesondere auf dem Gebiete der

Armen- und Waisenstirsorge, der Gewerbeaufsicht, die

Post, im Telcgraphendienst, werden seit geraumer

Zcit und in größcrcm Umfange Franen verwcndet.

Infolge dieser erweiterten, znm Tcil selbstän¬

digen und mit Verantwortung verknüpften Tätigkeit
sind die Frnnen nn der Lösung öffentlicher Anfanden
in der Gegenwnrt in weit höherem Maße beteiligt nls

früher. Es wiirde daher weder zeitgemäß sein, noch
den Anfordernngcn der Billigkeit entsprechen, gesetz¬

liche Bestimmnngen aufrechtzuerhalten, dic den

Frauen dic Möglichkeit verschließen, sich am gesamten
öffentlichen Leben zu beteiligen."

Die Frau im öffentlicheu Leben.
In den lctztcn Jahren ist viel über Kinder¬

erziehung geschriebeil worden. Man hat erkannt, daß
die frühcr übliche Methode, dcn Kindern gegenüber in

crstcr Linie Strcngc weilten zu lnssen, nicht gccignct
wnr, Gcist, Charaktereigenschaften und Talente der

Kinder sich richtig entfalten zn lassen. Vor allen

Dingen hielt die Erziehungsmethode, die fiir Mädchen
üblich war, den Kritikern nnd Verfechtern dcr Kindcs-

rechtc gegenüber nicht stand. Es war auch höchste Zcit,
daß besonders die Erziehuug und Behandlung dcr

Mädchcn mehr beachtet wurde nnd ihre Resultate mit

deii Anforderniigen verglichen wurden, die an das

heranwachsende weibliche Geschlecht gestellt werden.

Es zeigte sich, daß die übliche Erziehung für jene Zeit
wohl einigermaßen gepaßt hat, in der die Haustöchter
stets den «chutz des Hauses genießen konnten nnd für

Familien, die den Töchtern und Frauen diescn Schntz
angedeihen lassen konnten, nicht aber für Zeiten und

Fälle gccignct ist, in denen das Mädchen oder die Frau
einmal ans eigenen Füßen stehen muß.

Diese Einsicht führte zunächst in bürgerlichen
Kreisen zu dem Kampf um andere Erziehung und Ans¬

bildnng der Mädchen „besserer Stände". Diese Be-

»iiihnngen haben die bürgerliche Frauenbcwcgung
groß lind einflußreich gemacht. Daß gerade die Er-

zichnngsfrnge eine folche Rolle gespielt hat, lag daran,

daß besonders in bürgerlichen Kreisen die Fehler nnd

dic Untcrlassungssündcn in der Mädchencrziehnng
fühlbar waren.

Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts mehrten
sich auch in diescn Krciscn die Fälle, in denen die er¬

wachsenen Töchter sich ans eigene Füße stellen oder zur

Erhöhnilg des Fnmilieneinkommens dnrch Erwerbs¬

arbeit beitragen müssen. Die paar Erwebbsgelcgen-
heiten, die für solche Fälle als standesgcmäß galten,
als Erzichcrinnen, Kiinstlcrinncn, Tchriftstcllcrinnen,
warcn stark übcrlausen nnd außerdem nicht für alle zii

benutzen, weil vielfach größere Mittel zur Ausbildung
und vor allen Dingen Talcnt dnzn gehörte, nm iin Bc-'

rufc wirklich ctwns lcistcn und cin Änskommcn findcn
zn können. Fiir nndere Berufe wnr die bisherige Aus¬

bildung und Erziehung nicht.ausreichend. Deshalb

ging die bürgerliche Fraucnbewcgung iii crstcr Linic

dnrnn, cinc Rcform dcr höhcrcn Mädchcnschulnnsbil-
dung zn fordern. Ihre Erfolge auf diesein Gebiete sind
unbestritten und müssen auch von denen anerkannt

wcrdcn, die der bürgerlichen Frauenbewegung fern¬
stehen.

Jn der Arbeiterschaft hnt das bittere Mnß schr oft
den Lehrmeister gespielt. Und da man hier Standcs-

riicksichtcn wie in nnderen Kreisen nicht kennt, so hat
dic mangelhafte Mädchenschulbilduiig uud die fehr oft
falsche Erziehung nicht in gleicher Weise die Möglich-
keit dcs Fortkommens durch Erwerbsarbcit, und zwar
in außerhäuslichen Berufen erschwert, wie dies in

bürgerlichen Kreisen der Fall war. Der Arbeiterschaft
kamen außerdem starke Kräfte zn Hilfe, nämlich die

Maschine und die mechanischen Triebkräfte, die es ge¬

statteten, daß die Arbeitskräfte zu ihrer Bedienung
ebenfalls eine mehr mechanische Tätigkeit ausüben

können. Dennoch machen sich auch in der Arbeiterschaft
die Folgen der auf Ueberlieferung und Gewohnheit
beruhenden Mädchenausbildnng bemerkbar, die gerade
in der Kriegszeit so deutlich zum Ausdruck gekom¬
men sind.

Bei der Erziehung durch Schule und Hans wird

zn wenig Wert darauf gelegt, die Mädchen zn selb¬
ständigen Menschen zu machen, die nuch in schwer¬
wiegenden Dingen einmal selbst eine Entscheidung zu

treffen wisscn. Dem Jungcn wird mehr BewegnngS-
frcihcit gcstattct, schon im Spiel. Er darf auch, sobnld
cr einigermnßcn erwachsen ist, ohne Aufsicht »iit

Freunden Spnziergängc nnd wcitcrc Ausflüge untcr»

nchmcn, währcnd dcn Mädchcn dics mcist nicht erlaubt

ist. Sic blcibcn mchr dcr elterlichen Aufsicht unter¬

stellt, .In dcr Rcgcl solnnge, bis sic dic Bekanntschaft
mit jungcn Männern machen und sich nun wieder unter

eine gewisse, wcnn auch frciwillig gewählte Aufsicht be¬

geben, WnS ihnen freilich nicht znni Bewußtsein kommt.

Wir wisscn, dnß nns diescn Gründen die Mädchen sich
nicht daran gewöhnen, allein zu handeln und selb¬
ständig etwas zn nntcrnchmcn. Wir wisscn auch, daß
daruntcr dcr Vcrsnmmlnngsbcsnch dnrch Arvcitcrinnen
und damit die Werbetätigkeit zur Gewinnung der Ar¬

beiterinnen znr Organisation schwer leidet. Die Mäd¬

chen sind es in der Regel von Hanse ans gewöhnt, daß
alle Dinge, die für die Fnmilie von Bedeutung sind,
von den männlichem Fnmilicnniitgliedern crledigt wer¬

den, vom Briefschreiben bis zum Verkehr mit dem

Hnnswirt und den Bchördcn. Znm Teil ist dics ja
bedingt dnrch die rcchtlichc Stellung, dic. die Frau noch
immer in der Gesellschnft einnimmt, die ihr nicht die

gleichen Rechte gibt, die der Mnnn besitzt. Vielfach
aber ist es Gewohnheit und man nimmt die Dinge
eben hin, ohne wcitcr darübcr nnchzudcnken.

Die ineisten Frnucn sind dcshnlb unerfahren, so¬
bald sic selbständig schriftliche Arbeiten erledigen und

in Verkehr mit,amtlichen Organen, Krankenkassen usw.
trctcn iniisscn. Das zcigt sich stets, wcnn in dcr Fn-
inilic ctwas passicrt, vicllcicht der Mann stirbt oder

schwer erkrankt. Da folche Einzelfälle aber niemals

wcitcrcn Krciscn znr Kcnntnis kommen, so erfahren
diese auch nichts von den Schwicrigkeitcn, die dann

häufig den Franen entstehen.

Als. der Krieg alisbrach, waren nun mit eincm

Schlage Hunderttausende von Frauen vor dic Not¬

wendigkeit gestellt, selbständig in sckMerwiegenden Si-
tnntionen Entscheidungen treffen, sich in dcn Verord¬

nungen »nd Vorschriften der Militär- und Zivil-
bchördcu znrcchtfinden zn müssen. Jetzt zeigte sich für
weite Kreise, wie unklug diejenigen handeln, die in dcr

Fran odcr dcm Mädchcn ganz allgcmcin immer dns

nnmiindige Kind sehen, das von ernsten Dingen nichts
versteht und mit dein deshalb Außergewöhnliches nickt

besprochen zu werden braucht. Jetzt mußten die

Frauen alle diese Dinge ohne männliche Hilfe erledi¬

gen. Die Uncrfahrenhcit hat sicher dazu geführt, daß
manches versäumt und nicht richtig gemacht wordcn ist.
z. B. in Mictsragcn, dcr Aufrechnung dcr Invaliden-
quittungskarten des eingezogenen Mannes, bei dcr

Adressierung dcr Fcldpostsendungen. Vor einigen
Wochcn brachten Zeitungen die Mitteilung, daß
täglich 35 666 Feldpostsendungen wegen unrichtiger
Adressierung als unbestellbar zurückgehen müssen. Wie
viele mögen davon von Frauen abgesandt sein/ die

sich in den Vorschriftcn über die Adressierung nicht
zurecht zu findcn wußten'.

Die Unbeholfcnheit der Fraucn hat nuch dcn

Kricgshilfskommissioncn vicle Arbeit gemacht. Und

Ulan kann den Francn nicht cinmal Schuld geben.
Schuld sind die Methoden der Mädchenerziehung, zu

Hause und in der Schule, und die rechtliche Stellung
dcr Francn in der Gesellschaft, dic ihnen immcr wicdcr

zeigt, dnß sic cigcntlich als mündige Wesen gar nicht
in Frage kommen.

Ueber' diese Dinge wird nach dem Kricge noch
manch ernstes Wort geredet werden müsscn. Wcnn

auch Situationen, wie sie der Krieg geschaffen hat, vor¬

aussichtlich sich nicht sobald und hoffentlich überhaupt
nicht mehr wiederholen werden, fo ist es doch mit Rück¬

sicht auf die Stellung, die die Frau heute im Wirt¬

schaftsleben einnimmt, nn der Zeit, dnrch gccignctc
Erzichnngsmcthudcn sic dnrnnf vorznbcrciten nnd sie
zu befähigen, ihrcn Platz gnnz ausfüllen zu können.

Dazu ist nicht nur nötig, daß die Schulc sich in Form
nnd Stoff des Unterrichts mehr dcni praktischen Leben

anpaßt, auch das Hans muß dazu beitragen und dafür
forgcn, daß dic Mädchcn mehr als bisher sich zu Men¬

schen entwickeln, die gewohnt und imstande sind, selb¬
ständig zn denken und zn handeln.

Die Erfahrungen der Kriegszeit wcrden für diese

Reform der Mädchenerziehnng wertvolles Material

liefern.

Me WKssürsorge im Krieg.
In dcr „Schwäbischen Tagwacht" schreibt Karl

Hildenbrand u. a.:

„Die Volksfürsorge wurde ins Leben gerufen,
um zunächst die kleine Lebensversicherung (Volks-
versicherung bis zu 1566 Mark Versicherungssumme),
die bis dahin von privaten Gesellschaften in

kapitalistischer Weise betrieben wurde und dem arbei¬
tenden Volke jährlich gewaltige Summen ungenutzt
entzog, dein sozial nnvernünftigen oder doch indiffe¬
renten Privatuntenehmen zil entwinden, sie zll ciner

Sache dcs Allgemeinwohls zu machen und dem gan¬

zen Volke ohne jeglichen Unterschied die Lebensver¬

sicherung zum Selbstkostenpreis anf genossenschaft¬
licher Basis zu ermöglichen. Der Gedanke, den

Hunderttausenden vo» Versicherten die riesigen Tri¬
bute zu ersparen, die sie in Form von Dividenden und
Tantiemen alljährlich wenigen einzelnen darbringen,
fand erfrenlichcriveise großes Verständnis beim Volk.
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Schon im ersten Jahr ihrer geschäftlichen Tätigkeit
erzielte die Volksfürsorge einen so großen Versiehe-
rungsbestnnd, daß der Ausbrnch des Weltkrieges, der

sonst öle Anfänge des Versuchs vollständig vernichtet
hätte, die Entwickelung der Gesellschaft Wohl hemmen,
aber ihrer Existenz nicht mehr gefährlich wcrden

konnte. Die kurze Einrichtnngszeit von 13 Monaten,

nämlich von Anfang Juli 1913 bis Ende Juli 1914,
hatte genügt, die Werbe- und Jnkassoorgnnisation der

Volkssürsorge zu schaffen und sie so zu festigen,
daß die Lücken in der Organisation, Äie durch dic

Einberufungen zum Kriegsdienst entstanden, sofort
wieder ausgefüllt wurden und ein Bestand erhalten
iverden konnte, der es dem Vorstand ermöglichte,
über den engen Nahmen der Versicherungsleistungeu
hinaus an der Linderung der Kriegsnot mitzuwirken.

Die ersten 7 Monate des Jahres 1914 brachten
erfreulicherweise ein ebenso günstiges Geschäftsresultat
wie die ersten 6 Betriebsmonate von Anfang Juli
bis Ende Dezember 1913. Zu den 70125 Versiche¬

rungen mit einer Versicherungssumme von 12 912 968

Mark am 31. Dezember 1913 kamen bis zum 1. August
1914 93 561 neue Anträge mit einer Versicherungs¬
summe von 18 617 218 Mk. Die 5 Kriegsmonate
des Jahrcs 1914 brachten noch 7453 abgeschlossene
Versicherungen, so daß am Ende des Jahres 161614

Policen mit ciner Versicherungssumme von 26 455 155

Mark als Ergebnis des Jahres 1914 zu buchen waren.

Nach dem durch den Krieg veranlaßten Abgang und

den bedingungsgcmäß notwendig gewordenen Um¬

wandlungen von Kapital- in Sparversicherungen er¬

gab sich Ende 1914 folgender 'Versicherungsbestand:

Anzahl und Art der

Versicherungen

104 862 Kapitalversicherungen
56 870 Sparversicherungen .

1 737 Risikoversicherungen .

Versichcrungssumnie
Ml.

. 24 241 33«

720 345

653 59«

163 469 Versicherungen. .....
25 615271

Die Zahl der Versicherungen, die dadurch ein¬

gestellt wurdcn, daß die Prämien uicht weitergezahlt
werden konnten, ist angesichts der Wirkungen des

Krieges auf die Einkommensverhältnifse der Arbeiter

nicht erheblich. 2751 Policen, für die die Einzahlun¬
geil fo gering waren, daß sich bMngungsgemäß eine

Umwandlung in Sparversicherung nicht durchführen

ließ, verfielen; 23 747 wurden in Sparversicherungen
umgewandelt und können jederzeit wieder in den

alten Stand versetzt werden. Hier wirkt die von der

Volksfürsorge im Interesse der Versicherten durchge¬
führte Reform, nach der Prämien in einem Betrag
von über 1 Mk. nicht verfalle,» können. Bei den

iMsten
' privaten MesyllfchWcm verfallen: alle' Mer-i

sicherungen, für die innerhalb der ersten drei Jahre
die Prämienzahlung aufhört, vergütungslos. So sind
im Jahre 1914 in der Volksversicherungsabteilung der

großen gutorganisierten Gesellschaft Viktoria bei

einem Neuzugang bon 246 186 Versicherten im ganzen

442 158 Versicherungen erloschen; davon verfielen Ver¬

gütungslos 223 748. mit einer Versicherungssumme
von 64 Millionen Mark; im Jahre 1913 verfielen
89641 Versicherungen mit 27 Millionen Mark Ver¬

sicherungssumme. Das Kapital, das den Versicherten
bei den privaten Gesellschaften durch verfallene Prä¬
mien verloren geht, beläuft sich sicherlich jedes Fahr
auf Millionen.

Die Gesamteinnahme der Volksfürsorge betrug
1914 3 447 291 Mk.; dieser stand eine Gesamtausgabe
von 3 275 344 Mk. gegenüber, so daß sich ein Ueber¬

schuß von 171 947 Mk. (im Jahre 1913 66 066 Mk.)

ergab. Bei der Verteilung dieses Ucderschufses zeigte
sich der gemeinnützige und soziale Charakter der Volks¬

sürsorge. Unter Ausschaltung aller Tantiemen wur¬

den 96115 Mk., das sind 5 Proz. der eingezahlten
Prämien der mit Gswinnbeteiligung Versicherten,
'der Gewinnreserve dieser Versicherten zugewiesen, die

zur Erhöhung der an die Versicherten zur Auszahlung
kommenden Versicherungssummen dient. Dem gesetz¬
lichen Reservefonds, dem Organisationsfonds, dem

Fonds für besondere Reserven und dem Kriegsreserve¬
fonds wurden je 5 Proz., das sind je 8597 Mk. zuge¬

wiesen. Bei der Gründung der Volksfürsorge war

das Kriegsrisiko, das bei dem Ausbruch dcs Kriegs
nach so kurzem Bestand die Gesellschnft und die Ver¬

sicherten in gleichem Maße gefährdet hätte, nicht
übernommen, sondern sondern die Bildung eines

Kricgsrefervefonds beschlossen worden, aus dem die

Angehörigen der im Kriege Verstorbenen entschädigt
werden sollten. Um ihn zu füllen, schlug die Ver¬

waltung den Aktionären (göiverkschaftlichen und ge¬

nossenschaftlichen Organisationen) vor, auch in diesein

Jahre auf die ihnen zustehende 4prozentige Verzin¬
sung des von ihnen bar eingezahlten Aktienkapitals
im Betrage von 40 066 Mk. zugunsten des Kriegs-
reservefonds zu verzichten. Obgleich diese Organi¬
sationen in ihren eigenen Geschäftsbetrieben für den

Krieg und die von ihm betroffenen Mitglieder fchon
sehr große finanzielle Opfer.bringen, stimmten sic
dem Vorschlag zu, und die Volksfürsorge wird so
nach Schlich dcs Krieges durch diesen Verzicht 51 900

Mark an die Hinterbliebenen der im Kricge gefallenen
Versicherten zur Anszablnng gelangen lassen. Um

nnch dieser Richtung noch ivcitcr helfen zn können,

hat der Vorstand der Volksfiirsorge schon im Sep¬
teniber eine besondere Kricgsvcrsichernngskasse cr¬

richtct, deren Verwaltung cr nncntgcltlich führt. Diese
Knsse stellt siir jeden Kriegsteilnehmer Anteilscheine,
bis zu 20 Stück, je zu 5 Mr., aus, und die dafür ein¬

gezahlte Gesamtsumme kommt 6 Monate nach Frie¬
densschluß ohne Abzug sür die Vevwaltungskosten
restlos unter dcn Angchörigen dcr im Kricg odcr an

dcn Folgen des Krieges verstorbenen Versicherten
zur Auszahlung, Bei dieser Kasse waren bis zum

23. Juli 1915 49 400 Anteilscheine für 34 487 Kriegs¬
teilnehmer gelöst worden, so daß 247 000 Mk. für den

genannten Zweck zur Verfügung stehen.

Diese Tatsachen sind Beweise dafür, daß die deut¬

schen organisierten Arbeiter hinter den übrigen Bür¬

gern nicht zurückstehen, wenn es gilt, wirklich praktische
Kriegshilfe zn leisten. Wie es sich bei Vertrauens¬

männern der organisierten Arbeiter von selbst ver¬

steht, hat der Aussichtsrat der Volkssürsorge, der gan¬

zen Tendenz dieser Institution entsprechend, auf die

ihm nach dem Gesellschaftsvertrag zustehende Entschä¬
digung verzichtet. Am 15. Mai 1914 gab der Staats¬

sekretär des Reichsnmts des Innern, Dr. Delbrück,

nls Vertreter des Reichskanzlers im Reichstag Bericht

über alle Maßnahmen der offiziellen Regierungsstellen
zur Bekämpfung der Volksfürforge vor ihrer Grün¬

dung. Dabei bezeichnete cr die nene Organisation
trotzdem als ein „an sich nützliches.und wohltätiges
Unternehmen". Nach der bisherigen Geschäftsführung
und den Maßnahmen der Gesellschaft während des

Krieges dürfte man in der Regierung wie in weiteren

Kreisen zu der Ueberzeugung, gekommen sein, daß
es im nationalcn Jntercssc nützlicher gewesen wäre,
wenn man die zur Bekämpfung der Volksfürsorge ver¬

geudete Kraft zu ihrer Förderung verwandt hätte."

Das Vachtbackvttbot.
Die „Deutsche Bäcker- und Konditorenzeitung",

das Organ des Zentralverbandes der Bäcker und ver¬

wandten Berufsgenosfen, teilt unterm 9. September
1915 mit:

„Mit großer Freude können wir heute der Kol-

lcgenfchaft in ganz Deutschland tundtnn, daß cin

dauerndes Nachtbackverbot nunmehr in ziemlich siche¬
rer Aussicht steht — die bereits in letzter Nummer nach
Mitteilungen anderer Blätter gebrachte kurze An¬

kündigung, daß das Reichsamt des Innern Beratungen
über die Frage anzusetzen gewillt sei, hat fich bestätigt.
Für den 15. September sind vom stellvertretenden

Reichskanzler, Staatssekretär Dr. Delbrück, Abge¬
ordnete der Meister- und Unternehnlerorganisationen,
föw'i'e 'allst GehilfenorganisätiSnen' 'unseres Berufes
nach Berlin eingeladen worden, um dort ihre An¬

sichten zu einem Gesetzentwurfe der Regierung, der

sich als cine Ergänzung der Reichsgewerbeordnnng
darstellt und eine dauernde Regelung der Arbeitszeit
in den Bäckereibetrieben bezweckt, zu äußern. Der

Entwurf hält fich in der Festsetzung der Länge der

„Tageszeit" an Wochentagen ungefähr in den Grenzen,
die wir gemeinschaftlich mit dem christlichen Verbände

und dem Gewerkverein (Hirsch-Duncker) in unserer

Eingabe an die gesetzgebenden Körperschaften gezogen

hatten, gestattet aber den Beginn der Arbeit noch
etwas früher und gibt leider auch eine Arbeitszeit an

Sonntagen bis morgens 9 Uhr frei, während die Fest¬
legung einer Maximalarbeitszeit für den einzelnen
Arbeiter überhaupt nicht vorgesehen ist. Ferner soll
den Landcszentrnlbehörden die Befugnis eingeräumt
werden, auf Antrag eine Verschiebung der Nachtruhe

zu genehmigen. Das sind Mängel des Entwurfs, über

die noch fehr viel zn reden sein wird, aber er bringt
doch wenigstens die Gewißheit, daß die Nachtarbeit
beseitigt bleibt und gibt eine Grundlage, auf der eine

durchgreifende Reform der Arbeitsverhältnisse im

Bäckereigewerbe fußen kann.

Wenn es nach den Wünschen der leitenden Per¬
sonen im Jnnungslager ginge, würde freilich der

Vorschlag der Regierung noch bedeutend verschlechtert
werden, Jn der uns jetzt im Wortlaut vorliegenden
Eingabe des Vorstandcs des „Germania"verbandes
an den Reichstag und Bundesrat (mit der er aller¬

dings reichlich spät kam) wird schon fiir die jetzige Zeit,
also für die Dauer des Krieges, gebeten, daß ganz all¬

gemein dic Arbeitszeit an Sonntagen von 6 bis

12 Uhr vormittags freigegeben werde. Und für die

Friedenszeit? Hier Ingen bekanntlich die Kund¬

gebungen der Bäckermeister vor, die sich in großer
Mehrheit für dic Beibehaltung des Nachtbackverbots
aussprnchcn; abcr trotzdem wünscht der „Germnnin"-
verband im Hinblick auf das Frühgebäck die Wieder¬

einführung der Nachtarbeit! Freilich, „für dcn Fall,
daß doch ein dauerndes Nachtbackvcrbot kommen solltc,
sei schon heute darauf hingewiesen, daß die Verhält¬
nisse im Deutschen Reiche nicht durchweg gleichmäßig
sind, sondern daß sich besonders im Backprozeß urch in

den Anforderungen, die die Konsumenten an die Back¬

waren stellen, in den verschiedensten Teilen des Dent¬

schen Reiches ganz verschiedene Richtlinien ergeben.
Es wäre dnhcr so gut wie unmöglich odcr aber die

Existenz vieler Bäckereibetriebc bcdrobcnd, wcnn dann

das Vcrbot dcr Nachtarbeit sich sür nlle Teile auf die¬

selben Stunden festlegen.würde. Einc gcwissc Vcr-

schicdcnhcit müßte hier vor allen Dingen gcwähr-

lristct ivcrdcn. Dcn Landcszclitralbcbördcn und dcn

böhcrcn Vcrivnltnngsbchördcn soll dns Rccbt znNcbcn,
dic Rnhczcitcn den Verhältnissen cnlwrecbend fest¬

zusetzen.Bedingung iväre jedoch immer, dnß dieie

Bestimmnngen fiir nlle Betriebe, nlfo für Groß- und

Kleinbetriebe, zutreffen und ohne Rücksicht dnrnnf, ob

die Bäckcrci Haupt- odcr Nebcnbctricd biloct (Hotcl-
und Restnnrntionsbctriebe, Lohnbäclcrci),"

Tns ist nlso dcr offizicllc Stniidpnntt dcs

„Gcrinnnin"vorstnndcs, nnd wir scbcn im Entwurf,

dnß Ictztcrcr den Ansichten der „Gcrmnnin" icbon be¬

denklich entgegenkommt. Tort wird bcrcits cine Ver¬

schiebung der Nnchtrnbe in den einzelnen Lnndcs-

gcgcndcn vorgesehen! Tns tnnn und wird nber nur

wieder die Annrchie, dcn toliftc» Wirrwarr nnf dcm

Gcbictc dcr Arbcitszcitcn in den Bnckvctricbcn zur

Folgc bnbcn. Wir könncn und lvollcn'nicht glauben,
daß die Regierung bci näherer Prüfung der Sache
ihr Entgcgcnkommcn nnfrcchtcrbnlten ivird, dcnn sie

mnß sich doch auch sagen, daß nll den Einzelinteresien,
wie sie hier in bezng ans die verschiedenen Lnnocs-

gcgcndcn ins Feld gefübrt werden, eben gnr keine

Rechnung getrngen werden kann, ivenn überhaupt von

einer einheitlicheil Reform im Bäckergewerbe noch ge¬

sprochen werden soll. Wo wiirde sie hinlomiiicn, wcnn

sie jcdcr Gcschmacksrichtnng Entncncnkoinmcn zcigcn
und -ihr ziilicbe Tifferenzen in der Arbeitszeit ge¬

statten wollte? Daß die Meister die Sonntagsarbeit
in Friedenszeiten gleichfalls nuf volle sechs Stunden

nnsgcdehnt haben möchten, sei dcr Vollständigkeit
halber nochmals angeführt.

Bei den Beratungen wird es nlso nm die An¬

sichten nnd Wünsche der Gchilfcnschnft noch einen tief¬
gehenden Meinnngsnnstnnsch geben. Wir wünschen,
über das Resultat bald eingebend Bericht geben zn

können. Hoffen wir, daß die schwerwiegenden Fennen
cine Lösung findcn, durch dic die Bnckereinrbeiter end¬

gültig aus dcr nnbcilvollen Sondcrsiellnng bernns-

kommen, in die sic im Lanfc der >>ahrlmndcrte ge-

raten waren, Sic sind sich natiirlich darübcr tlar,

daß anch das bcstgcdachtc Gcsctz noch innncr viclc

Wünsche offen lnsscn wird; nbcr sic erwarten, dnß,

wenn nnn das Bäckergewerbe wirtlich ciner nach-

haltigen Reinigung unterzogen iverden soll, der Besen
dann wenigstens nnch in Winkel und Ecken fährt und

möglichst alle vermoderten Stellen beseitigt, Tic

Sonntagsarbcit ist zum Beispiel schon cine solche

modernde Ecke — und noch dnzn eine von reebt nn°

sehnlichem Umfange! —, so daß, ivcnn ibrc Beseiti¬

gung, jetzt,. Nicht erreicht' Wird, die Gclstlfcnschnft sickcr

bald "wieder" selber lincli "d'em Bcscii^ grcifc!!" mußte.
Die Bäcker und Kpnditoren wollcn n»n einmal, wie

andere Menschenkinder auch.an jedem siebenten Tngc
von ihrer Hände Werk ansrnhcn und werdcn sich

unter keinen Umständen auf die Tnuer in dieser Be¬

ziehung schlechter stellen lnsscn als andere Arbeiter,

gruppen. Wird ihnen die Sonntagsruhe, wenn nncb

nnr'in der Hälfte verdorben, so fordern sie mit gutem

Rechte einen vollen Ersatzrnbetng in dcr Wochc. Wcr

die Kämpfe um ein solchcs Objekt vcrmicdcn schen

Will, dcr wird also vernünftigenwcise mit dafür cin-

treten, daß bei der jetzigen Gelegenheit für die Back¬

stube eine volle Sonntngsrnbc festgelegt wird. Und

cr wird nuch dafür eintreten, daß unsere Forderung
eines zehnstündigen Mnrimnlnrbcitstngcs fiir die Gc¬

hilfcn mit in das Gesetz'hincinkommt, dcnn ohnc cinc

solche Bestlmmung wcrdcn dic Herren Meister sich iii

Friedenszeiten gar nicht genieren und in dcn so schwer

kontrollierbaren Kleinbetrieben eine »nbeschränktc

Arbeitszeit noch iibcr dic Dnucr dcr jctzt gcltenocn

Bestimmnngen hinaus einznfülirci! suchen, Tns wird

und muß wieder zu den erbittertsten Kämpfen siibren.

nnd dcshnlb gehört eine Begrenzung dcr Arbcitszcit

fiir den einzelnen Arbeiter Mit bincin in dns Gcsctz!

An nnscrcr Kollegenschnft nlso licgt es, anch jetzt
noch allerorten die Arbeitgeber deutlich wissen zn

lnssen, daß wir uns ein Kunterbunt in bezng nnf dic

Arbeitszeiten und cine folche Verschlechterung der

Sonntagsrubc, wie es von dcm „Gcr,»nnin"vorstnndc

gefordert wird, nicht nns die Tnuer gcfnllcn lnsscn

können und mit dieser Forderung nnr neuer Unfriede

ins Gewerbe bineingeworfen würde. Mögen somit

die Kollegen ohnc Rast nzifcrc Rcihcn zn stärken

suchen; denn wenn nnn auch, wie bestimmt zn er¬

warten ist, ein dauerndes Nachtbackverbot kommt, so

wissen wir angesichts der im stillcn nrbcitcndcn

Gegner dieses wertvollen sozialen Fortschrittes doch

noch liickt. ob wir eine ungeteilte Freude an ihm

werdcn n. ben könncn.
.

Und dann wird cs fchwcrc
Arbeit geb,,,, nm dic gcsctzlichcn Bcsliininilngcn auf

dcni Wcgc der Selbsthilfe' zn verbessern — neben all

den anderen Ausgaben, die nnch dem Kriege unserer

harren! Nur eine stnrke Orgnnisntion verbürgt uns

gesnnde Arbeitsverhältuissc!"

Gcrndc wir Handlnngsgchilfcn, die wir ini Klein¬

handel besonders zur Wcihunchtszcit bis in dic Nncbt

hinein nnd znm Tcil nnch Sonntags'arbcitcn iniisscn,

haben fiir die Vcstrcbnngen dcr Bäckcrgchilfcn volles

Pcrständnis nnd wollcn ilmcn dnhcr auch als Kon-

sumcntcn nickst im Wcge stehen,
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Znr Fuge der Angestellten

Der Kaufmännische Verband für weibliche

Angestellte hatte mitgeteilt, daß ausweislich sciuer
Stellenvermittlung der Kricg eiueu starten Druck aus die

Gchältcr dcr weiblichen Augestclltcn, ausgeübt habe. Jn
der September-Ausgabe seiner Zeitschrist wird nunmehr

gesagt:
„Im weiteren Vcrlnnf zcigt sich ciu Stcigeu dcr Ge-

bältcr, zwcifcllos veranlaßt durch die 'vermehrte Nachfrage

nach gut vorgebildetem Personal. Am Schluß dcs crsteu
Viertels dcS ncucu Knlcudcrjahrcs wnr die Höhe dcr

Fricdcuszcir noch nicht wicdcr crrcicht, erst am Schluß des

zweiten Viertels isl die Höhe dcr Fricdcnszcit über¬

schritten.
Voil dcn dnrck dcn Vcrband untergebrachten Kon¬

toristinnen lBuchKal:crinm"n, Korrcspondcntinneu, Steno¬

typistinnen, Bursnnnilgcslclltc) crzicltcn cin Gchalt
bis nnch dcni im im

Z. Angust l. August ltitä l.Bicrtclj, 2, Nicriclj,

Mari igil bis Jahrcsschlusz ISlS NNS

Prozent Prozent Prozent Prozent

bis SS 32,6 44,6 32,1 27,7

70- 7g 13.6 14,4 14,5 14,0

80- 9g 20,4 18,6 20,4 1S,7

100-11S 16,S 13,2 19,0 18,2

12« und

darübcr 16,5 9,2 14,0 20,4

Auch zu Beginn dcs drittcn Vierteljahrs hiclt die

güuiiige Entwicklung an. jcht macht sich abcr ciu Abslnucu

bemerkbar, nnd cS^in lcidcr wahrscheinlich, daß die cud-

gnltigcn Znhlcn iiir dns dritte Vierteljahr deutlich eiucu

Rückgang zeigen wcrden. Danach kann nicht dringend

gcnng davon abgcrntcn werdcn, jetzt ohnc zwingenden

Grnnd dic Stellung zu wcchscln. Tic mitgetclltcn Zahlcu

bczicben sich nnr "nur Kontorpersonal, snr Vcr-

knnis- und Lagcrvcrsonal ist die Gcsaintlage dcS Arbcüs-

mart'tes uiwcrändcrt schlecht.
Wcuir unscre Stellenvermittlung auch nicht die Gc-

samtbcit der Augcitclltcn erfaßt, so ist ihr Umfang doch

so bedeutcnd, daß dic angegebenen Zahlen als allgcmeiu

gültig nugeicbcn lvcrdcn dürfen."

Die nntcrsckicdtichc Gestaltung dcr Arbeitsvcrhältniss«
dcs weiblichen Kontorpcrsonals einerseits und des wcib¬

lichcn Verkaufs- uiid Lagcrpersonals wird sich mit daraus

crklärc», daß das Vcrkaufsp.crsonal, schon vor dcm Kricge

vorwiegend weiblichen Geschlechts war, die Verminderung

dcr Arbeitskräfte durch Einberufungen zum Kriegsdienst

sich hicr also wcnigcr stark bemerkbar machte als beim

Kontorpcrsonnl,

Sozialpolitische Angelegenheiten

Acht-Uhr-Ladenschluß und Mittagspause. Die

Stadtvcrordnetenucrsainmlung in M ainz hatte beschlossen,

das Gouvernement zu ersuchen, auf Grund des Kriegs-

rcchts für die Taucr dcs Krieges den Acht-Uhr-Ladcnschlurz

und einc Mittagspause von 1—3 llhr in den Ncchrungs-

mittclgeschäften anzuordnen. Die Handelskammer hat sich

in cinem Gutachtcn dagegen ausgesprochen und das

Gouvernement hnt davon Abstand genommen, erne solche

Verordnung zu crlasscn.

Aus der Augestellten-Sewegnng

Die soziale Arbeitsgemeinschaft der Hand-

lungsgehilfcnverbönde s58er, Leipziger, hat am

1«. August an, die Königlichcn Kriegsministerien in Berlrn,

München, Dresden und Stuttgart dic Bitte gcrichtct, zu er¬

wägen, ob nicht cinc ,v c i t b c r z i g e r c A n s l c g u n g

des llnnblömmlichtcitsbcgriffes durchfuhrbar

ist. Folgcndc Vorschläge wurden gemacht:

„1. Die noch nicht eingezogenen Angehörigen des

Kaufmannsstandcs, die Techniker und anderen Privat¬

bcamten ebenso wie Beamte, Rhcinschiffer, Erntearbeiter,

Postbeamte usw. zu behandeln.
2. Genehmigte Zurückstellungen möglichst nicht auf

sechs Wochen, sondern auf drei Monate auszudehnen.
Natürlich muß bci der Auswahl vou Zurückstellungen

darauf gesehen werden, ob der Betreffende cinc wichtigc

Stellung einnimmt, 'stellenlose sollten unter keinen Um¬

ständen befreit odcr entlassen, werden.

3, Dicjcnigcn, Militärpersoncn, die früher im

Handclsgcivcrbc, in der Industrie und in technischen Be¬

rufen gearbeitet haben iind die jetzt dienstuntauglich odcr

voraussichtlich invalide werdcn, möglichst sofort zu ent¬

lassen, sowcit sie reklamiert werden."

Diese Eingäbe ist auch den stellvertretenden Gencrol-

kommandos und dcn Handelskammern zur Kcuutnisuähme

überreicht ivordcn.

Marquart und Hindenburg. Ueber den Ncichs-
tagsabgeordnetcn Fclir Marquart, Vorstandsmitglied des

Verbandes Deutscher Handlungsgehilfen, berichten dic „Ver¬
bandsblätter" in Nr. 0:

„Auf die Zusendung eines Artikels: „Hindenbnrg als

Vorbild dcr Fugend", den dcr Ncichstagsabgcordnete Fclir,
Marquart für dic „Ännfniännischen Blätter" dcs Kauf¬
männischen Jugendbundcs unseres Verbandes verfaßt und

dcr Gemahlin des großcn Hccrführcrs übersandt hatte, ant¬

wortet die LcbcuSgcfährtin dcs Gcucralfeldmarschalls, Frau
Gcrlrnd voir Hindcuburg, mit folgcuden prächtigen Wor¬

tcn: „Hnbcn Sie verbindlichen Tank für Uebersciidüng dcs

Hcfics dcr Monatsschrift, in dem Ihr Artikcl übcr meinen

Mann, dnS wuuderschönc Gedicht „Tnnncnbcrg" und daS

xnckcude Soldatcnlicd „Pctroleumbrot" veröffentlicht wor¬

den siud. Ich habe Ihren Artikcl mit größtem Interesse
gelesen und mich von ganzem Herzen gefreut, mit welchem
warmen Verständnis Sie dcn Charakter, »leiiics Mannes

gezeichnet habcn, Gott gcbc, daß sich dcr Wunsch, dcu Sic,

geehrter Herr Marquart, in dem letzten Satze Ihres Ar¬

tikels ausgesprochen haben, erfüllen möge! nnd die Jugend,
für deren Zukunft unsere Feldgrauen da draußen jetzt

kämpfen, sich stets der Opfer, die für sie gebracht werden,

voll und ganz würdig erweist, indem sie Gotlvertrauen,

Treue für Kaiser und Reich und strengst« Pflichterfüllung
im cigcncn Leben als Zweck und Ziel anerkennt und mit

dcr Tat beweist. Das ist meiner Ansicht nach der beste

Dank, den unsere Jugend Gott dem Herrn, dem Kaiser
und all dcuen, dic da draußen für sie kämpfen, darbringen
kann. Ihre schr crgcbcue Gertrud von Hindenburg,"

Der Deutsche Bankbeamtenverein hat am 25. Juli
in Magdeburg ciuc Hauptversammlung abgehalten. Nach
dem Bericht zählt der Vcrein nugcfähr 24 00« Mitglieder,
von dcncn 12««« zum Kricgsdieust eingezogen sind. 800

sind gefallen. — Es ivürde beschlossen:
„Die zwölfte Hauptversammlung des Deutschen Bank-,

bcaiiitcnvereins lenkt erneut die Aufmerksamkeit der leiten¬

den Krcise im Bankgeiverbe auf die bestechende Preis¬

steigerung nllcr Lebensmittel und Bedarfsartikel, die in¬

sonderheit «nch dic Lebenshaltung dcr fcstbcsoldetcn Bank¬

beamtcn und dcrcn Familicn iir einschneidender und

äußerst drückender Weiss belastet. Die von, einzelnen
Firmcn cinem beschränkten Kreise der Angestellten be¬

willigte» einmaligen Teuerungszulagen haben, so dankens¬

wert nn sich dicsc Maßnahme zn begrüßen gewesen ist, nur

vorübergehend cinc Erleichterung zu schaffen vermocht,

ivährcud im Gegensatz hierzu dic Teuerung ciuc dauernde

nnd cin Ende dicser Prcisbcivegung iiicht abzusehen ist.

Die Hauptversammlung richtet daher dic dringende Bitte

an das Bankgewerbc, durch eine allgemeine Erhöhung

sämtlicher Gchälter den Bankangestellten die Ueberwindung

dicscr so schweren Zeiten erleichtern zn helfen. Die Haupt¬

versammlung hofft um su mehr, daß dic Arbcilgeberschnft
in gcrcchter Würdigung aller Umstände, in eine ^wohl¬
wollende Regelung dieser für die Bankangestellten und

dcreu Angehörigen ungcmcin brcunendcu uud dringenden

Frage cintrctcn ivird, nlS letztmalig die regelmäßigen Gc-

haltsznlaacn fast gänzlich ausgeblieben sind, während

andcrcrscits die Bankbeamten im Interesse der finanziellen

KricgSbcrcitschaft ständig, gern und bereitwilligst eine uu-

gcbcucrc Mehrarbeit leisten und in treuer Mitarbeiterschaft

wesentlich dazu beitragen, daß das Bankgewerbe auch in

diesen Zeiten seine bedeutsamen volkswirtschaftlichen Auf¬

gabcn erfüllen kann."

Ans dem Zentralverband

Halle a. S. Die Monatsversammlung am 7. Scp¬
tcmbcr wurde polizeilich überwacht. Der angesetzte Vor¬

trag: „Aus der englischen Arbeiterbewegung", cin, durch¬
aus unipolitstches Thcmn, war von der politischen Polizei
verboten worden. Dic Versammlung ehrte das Andenken

dcs verstorbenen Kollegen Franz Schuridt in üblicher Weise.
Die Ergänzungswnhleni'für die zum Heeresdienste einge¬
zogenen Kollcgcn ischweikart, Höppner, Knöchel und Bütt¬

ner ergaben die Wahl dcr Kollegen Nilius Zum 2. Vor¬

sitzende»,, Anemüller znm 1. Schriftführer, Löffler zum
2. 'Schriftführer nnd Gruuert zum Unterkassierer. Die

Versammlung Ivar von etwa 5« Mitgliedern besucht.

Hamburg. Mitgliederversammlung vom 5. August
im Gewerkschaftshaus. Es wurde zunächst das Andenken

der dem grausamen Kriege zum Opfer gefallenen Kollegen
Wilhelm Schlichting, Alfons Meyer, Oskar Loyal, Heinrich
Mcycr, Carl Joust, Heinrich Lacbcn, Wilhelm Bartel und

Georg Will in der üblichen Weife geehrt. Des schwachen
Besuches wegen wurde von dem Vortrage Abstand gc¬
nommcn. Alsdnnn erstattete Kollege Reimer dcn Kassen¬
bericht vom zweiten^ Quartal. Der Bericht wies einen

Kassenbestand von, 3944,7« Mk. aus. Am Beginn dcs

Quartals betrug die Mitgliederzahl 3066 lind nm Ende

3043, Der Verlust von 23 Mitgliedern ist lediglich auf' dcn

Krieg zurückzuführen. Dein Kassierer ivurdc Entlastung
erteilt. Kollcge Möller erstattete den Kartellbericht.
Er kritisierte scharf dic in dem «Schlußworte, des Herrn
Hüfmcier gemachten Ausführungen, die den Anschein er¬

wecken mußtc», als hätten wir »ns geweigert, cinem

paritätischen Arbeitsnachweis lbcizutreten. Der Anschluß
unsererseits erfolgte lediglich deshalb nicht, weil der ge¬

gründete Arbeitsnachweis für weibliche Arbeitskräfte nicht
auf paritätischcr Grundlage beruht. Wir haben uns nicht
geweigert, eine Vertreterin in den Fachausschuß zu ent¬

senden. Jn dcr Debatte sprachen die Kollegen Halbe nnd

Möller zur Kr.iegshcschädigtenfürsorge. Es wäre selbst¬
verständlich, daß den für unseren, Bcruf geeigneten Per¬
sonen mit Rat und Tat zur Seile gestanden werden mnß.
Verwahrnng legen wir aber dagegen ein, daß, wie wir aus

dcn Ausführungen des Herrn Hüfiueier entnahmen, auch
Kriegsbeschädigte, welche beide Hände verloren hätten,
ohne wcitcrcs für dcn Handlungsgchilfenberuf geeignet
wären. Um solche Falle zu vermeiden, haben wir uns

bereit erklärt, der Beratungsstelle für Kriegsbeschädigte
Fachkundige zur Verfügung zu stellen.,

Genossenschaftliches

Lebensmittelverteilung durch die Gemeinden

und Konsumvereine. Ueber cinen Vorgang, der sich in

ähnlicher Weise auch in Berlin-Lankivitz zugetragen hat,

schreibt der „Stcttiner Volksbote" unterm 8. Septeinber
aus Treptow a. T.:

„Um nun dcr' hiesigen Einwohnerschaft 'billigere
Lcbcusmittel zu verschaffen, bezieht der hiesige Magistrat
Waren von dcr Zeiitralcinkaufsgesellschaft, die bekanntlich
nur durch Vermittelung der Kommunalbehörden an, die

Kaufleute weitergegeben werden'. Damit ist nun den

Konkurrenten, des Konsuiuvereius Stralsnnd, der hier
ciucu, Laden hat, die Möglichkeit eingeräumt ivorden,

wenigstens nuf dicscm Gebiete die Konkurrenz. des Ver¬

eins auszuschalten. Bevor dcr Magistrat feine Bestellun¬
gen bei dcr Eintaufsgesellschaft machte, hatte er die Kauf¬
lcutc, die dcu Weiterverkauf an die Kaunliueutcn über¬

nehmen wollten, zu einer Besprechung eingeladen. Als

daran auch ein Vertreter der Konsumgenossenschaft teil¬

nehmen wolltc, wurde dieser von dem Magistratsmitglicd
Kaufmann Lauge — einem bekannten Gegner der hiesigen
Geiwssenschaftsbewegung — zurückgewieseu, I«y,n, zu dieser
Sitzung „sei««, nur die Kaufleute" eingeladen, und etwas

spöttisch setzte er hinzu: „Heute sind wir eben, unter uns."
Und alle Einwände schlug er nieder init dem Hinweis,
daß eben der Magistrat so beschlossen habe. (Hier hat dcr

Zensor im ,,Volksbotcu" einige Zeilcir gcstrichcn, dann

heißt es weiter:) auf eine Eingabe dcs Vcrcins. wurdc

diesein folgende Antwort zuteil:

Der Magistrat. Treptow a. Toll.. 21. August ISIS.

Tagebuch Nr. 321«.

Auf Ihre Eingabe vom 19. d. M. teilen wir Ihnen
mit, dntz nach dem Bcschluß des Magistrats der Weiterver¬

kauf der Waren nur durch die hierselbst wohnhaften Kauf¬
leute erfolgen soll, also nicht durch hiesige Zweiggeschäfte
auswärtiger Kaufleute udcr Vereine. Es ivird auch hier¬
durch das Interesse aller hiesigen Einwohner vollkommen

gewahrt, da diese ja hinreichend Gelegenheit haben, dic

billigeren Waren von den hiesigen Kaufleuten zu beziehem
(Unterschrift unleserlich,)

Da aber dic Kaufleute die von dcn Kommunen' zum

Weiterverkauf an die Konsumenten erhaltenen Waren er¬

fahrungsgemäß nur abgeben,, wenn auch andere Waren

von dem Kunden bei ihnen entirommen, werdcn, so kann

diese Regelung der Angelcgeubeit nur als cin Kampf¬
mittel gegen den Konsumverein betrachtet werden. (Er

ist nämlich das „einzige Zweiggeschäft auswärtiger Kauf¬
lcutc und Vereine!", das in Betracht kommt.) Dic Anwen¬

dung eines solchcn Kampfmittels paßt abcr wirklich uicht
in uuserc. Zeit, nicht nur ivcgen des sogenannten Burg¬

friedens, sondern mehr noch, weil die Konsumvereine

gerade in der Kricgszcit sich allgemein als Bezugsquellen

guter und billiger Nahrungsmittel bewährt haben. Sic

verdicncn dnhcr chcr dic Förderung als dic Bckainpfnng

seitens dcr KomiMlnen,. und ivir hoffen, daß auch der, hie¬

sige Magistrat seine, Beschlüsse noch einmal, linbeeinflußt
vun dem Geschäftsinteresse einiger seiner Wtglicder, nach¬

prüft."

Beteiligung an den Uebungen der Jugend¬
kompagnien. Dcr Regierungspräsident in Brcslau hat
an die Handelskammer solgendes Schreiben gerichtet:

„Es sind Fälle bekannt geworden, in denen Arbeitgeber

größerer Bctricbe ihrc jugendlichen Arbeitnehmer von dcr

Beteiligung nn den Ucbungcn der Jugcndkompagnien ab¬

halten. Diese Fälle scheinen darauf zu beruhen, daß die

Uebungen der Jligendkompagnien vielfach noch für militä¬

rische Jugcndspiele gehalten werdcn, ivie sie vor Beginn
dcs Kricgcs von Jungdcutschland und ähnlichen Jugend¬
vereinen vorgenommen wurden, Dicse Auffassung ist
falsch. Dic Uebnngen der Jugendtolnpagnien siud auf Ver¬

anlassung Seiner Majestät dcs Kaisers durch gemeinsamen
Erlaß der Hcrrcn Minister der geistlichen und Unterrichts-
angelcgeuheitcn, des Krieges nnd dcs Innern an¬

geordnet, und sind eine ernste Vorbereitung für dcn Dienst
und etwa im Laufe des Krieges notwendig werdende Hilfs¬
dienste in Heer und Marine. Es ist deshalb Pflicht eines

jeden Patrioten, diese Jngendübungen zu unterstützen, Sic

sind cine Stärkung dcr Wehrkraft unseres Volkcs und er¬

leichtern erheblich die kurze Ausbildung der Mannschaften
in den Ersatzformationen des Heeres. Es wäre im Interesse
der vaterländischen Sache schr dankenswert, ivenn dic Han¬
delskammer ihre Mitglieder hieraus eindringlich hinweisen
ivürde. Da jetzt Tcilnebmerpässc eingeführt sind, in dcncn

von dcn Führern die Teilnahme an den Uebungen be¬

scheinigt wird, läßt sich die Beteiligung dcr jugendlichen
Arbeitnehmer durch dic Arbcitgcbcr leicht kontrollicrcn."
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Anzeigen der Ortsgruppen.
Die Mitglicdcr werden um zahlreiche Beteiligung an dcn

Veranstaltungen gcbctcn!

Berlin Donnerstag, den 1«. September, abends
< 6)^ Uhr, Mitgliederversammlung in

den „Arnnnhallcil", Kommandantenstr. 58/59.
Tagesordnung: Kassenbericht für das erste
und zweite Quartal. Geschäftsbericht. Bericht dcr

Rcvisorcn. Verschiedenes.
Die' wichtige Tagesordnung lmacht es jedem

Mitglied zur Pflicht, rechtzeitig zu erscheinen.
?1r>>ad?n ^"^ 5^" Verein „Volksbühne" wcrdcu Anmeldungen
Z^tr^vrn. n,i Berlin,id^lmrcmi, Lclii',,.«»Platz ev Ii, entgegen¬

genommen, Eintrittsgeld beträgt 1 Mk„ außerdem sind
!!« Wochcnbeitrügc zu >e 25 Ps, zu leiste», Dasiir kann

jedes Mitglicd » Vorstellungen im Albcrtthcatcr besuchen.
Die Spielzeit beginnt Anfang Oktobcr.
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